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Der Bundestag war noch einmal fleißig,
bevor er bis Mitte September in den Ur-
laub verschwindet.Es wurden zahlreiche
Gesetze endgültig verabschiedet, daraus
eine Auswahl:

1. BETRIEBSVERFASSUNGSGESETZ.
SPD, Grüne und PDS stimmten mit Ja,
CDU/CSU und FDP mit Nein. Die Wirt-
schaft mault,Kanzler Schröder bucht das
aber ab als Aufwendungen für den Wahl-
kampf nächstes Jahr, Befriedung der Ge-
werkschaften. Wir hatten berichtet, was
das Gesetz bringt: es wird in den Groß-
betrieben mehr und mehr freigestellte
Betriebsräte geben; das Wahlverfahren
für kleinere Betriebe ist etwas verein-
facht. Ob das neue Gesetz in der Praxis –
wie von den Gewerkschaften erhofft –
mehr Betriebsräte in den kleineren Be-
trieben bringen wird, darf aber bezwei-
felt werden; die Gründe für „betriebs-
ratsfreie“ Zonen sind vielfältig und re-
pressive Unternehmertricks sind mit der
Reform nicht ausgeschlossen.

2. POSTGESETZ. Ebenfalls mit den
Stimmen der Regierungskoalition und
der PDS gegen CDU/CSU und FDP hat
der Bundestag einer Verlängerung des
Postmonopols beim Briefverkehr bis zum
Jahr 2007 zugestimmt.Auch dies ein „Ge-
schenk“ an die Gewerkschaften. Wobei
das Motiv der Regierung keineswegs ist,
ein Wahlgeschenk zu machen. Die Ver-
längerung des Briefmonopols bedeutet
keine Absicherung von Beschäftigung bei
der Post AG, denn in die konkrete Unter-
nehmenspolitik mischt sich die Regie-
rung nicht ein.Als Mehrheitsaktionär bei
der Post hat sie sich eine satte Einnah-
mequelle für die Zukunft geschaffen. Be-
reits jetzt finanziert die Post AG mit
überhöhten Preisen im geschützten
Briefbereich eine Expansion im interna-
tionalen Frachtgeschäft. Verschiedene
Logistikfirmen im Ausland wurden von
der Post aufgekauft. Der Konzern wird –
wie es im Fachjargon heißt – internatio-
nal aufgestellt. Profitieren wird der
Mehrheitsaktionär Bund davon, wenn er
seine Anteile, wie geplant, in den näch-
sten Jahren an der Börse verkauft.

3. WOHNUNGSBAURECHT. Hier hat
sich die PDS enthalten, Union und FDP
stimmten dagegen. Es geht hier vor allem
um Anspruchsberechtigung für Sozial-
wohnungen und Geldmittel des Bundes
zur Förderung. Neu aufgenommen wur-
de auch die Förderung von bestehendem
Wohnraum zur Sanierung,aber die Geld-
mittel werden knapp gehalten: Christine
Ostrowski, MdB PDS, fasste so zusam-
men: „Was nützen die vielen tollen Maß-
nahmen, die unbestritten in dem Gesetz-
entwurf enthalten sind, wenn sie am En-
de nicht realisiert werden können, weil
das Geld fehlt? Natürlich sehe ich den
Widerspruch zwischen den mindestens
15 Millionen Haushalten, die – gemessen
an ihrem Einkommen – berechtigt wären,

in eine Sozialwohnung zu ziehen, plus
weiterer, die aus anderen Gründen An-
spruch auf eine Sozialwohnung haben,
und dem vorhandenen Bestand an Sozi-
alwohnungen, der bekanntermaßen ra-
sant abnimmt. In Zukunft stellen Sie
dann nur noch 450 Millionen DM zur Ver-
fügung. Dazu ein Rechenbeispiel: Die
Durchschnittsgröße einer Wohnung liegt
bei 70 Quadratmetern. Wenn wir einen
Preis von 1000 DM pro Quadratmeter zu-
grunde legen, reichen die 450 Millionen
DM, die Sie pro Jahr zur Verfügung stel-
len, Herr Wilhelm, für rund 6500 moder-
nisierte oder rund 3000 neu gebaute Woh-
nungen jährlich.“

GLEICHSTELLUNG. Die oben beschrie-
benen Gesetze waren dann alles, was es
an Gewerkschaftsfreundlichem von der
Regierung gab. Auf Einspruch des Kanz-
lers, so war zu hören, ist die Ausarbeitung
eines Gleichstellungsgesetzes durch die
Ministerin Bergmann einkassiert wor-
den. Rechtsverbindliche Vorschriften für
die Unternehmen über Förderung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf (z.B.
bei Teilzeitarbeit) oder Ausbildungsver-
pflichtungen usw. wird es nicht geben. In
dem bekannten Schröderschen Verfahren
der Ausschaltung des Parlaments wurde
zwischen den Arbeitgeberverbänden und
der Regierung eine Vereinbarung unter-
zeichnet, wonach es bei einer „Selbstver-
pflichtung“ der Wirtschaft bleiben wird.

RASSISMUS GERÜGT. Zur Kritik der
Europäischen Kommission gegen Ras-
sismus und Intoleranz an rassistischen
und fremdenfeindlichen Tendenzen, Be-
lästigungen, Gewaltakten, Diskriminie-
rungen in Deutschland erklärt die innen-
politische Sprecherin der PDS-Bundes-
tagsfraktion Ulla Jelpke: „Nicht eines der
fremdenfeindlichen Gesetze, die im ver-
gangenen Jahr im Zusammenhang mit der
Diskussion über Ursachen rechter Gewalt
kritisiert worden waren, ist bis heute kor-
rigiert oder gar aufgehoben. Abschiebe-
haft, Asylbewerberleistungsgesetz, Ar-
beitsverbot für Flüchtlinge, Flughafen-
verfahren – alles ist weiter in Kraft. Be-
rechtigt ist auch die Forderung des Euro-
parats, Gesetze gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit zu erlassen. Die
PDS hat wiederholt ein Antidiskriminie-
rungsgesetz beantragt. Bisher ist das stets
von den anderen Parteien abgelehnt wor-
den. Der Gesetzentwurf der PDS-Frak-
tion, Nazi-Parolen wie „Ruhm und Ehre
der Waffen-SS“ unter Strafe zu stellen,
liegt jetzt 18 Monate im Bundestag, ohne
dass die Regierungsparteien sich zu einer
Zustimmung aufraffen können. Bei der
doppelten Staatsbürgerschaft – auch ein
Kritikpunkt des Europarats – bewegt sich
die Bundesregierung sogar trotz aus-
drücklicher Aufforderung durch den
Bundestag,die entsprechende Konvention
des Europarats zur Staatsbürgerschaft
ohne Vorbehalt zu ratifizieren, weiterhin
nicht.“ 
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Der Bundesvorstand der CDU hat am 25. Ju-
ni 2001 „Leitlinien zur Inneren Sicherheit“
beschlossen. Auf den ersten Blick könnte
man meinen, sie enthielten nicht viel Neu-
es. Tatsächlich sind die meisten einzelnen
Elemente dieser Leitlinien nicht besonders
neu, wurden sie doch in den vergangenen
Jahren gerade von Seiten der CDU/CSU im-
mer wieder in die Diskussion gebracht.
Gleichwohl enthält die Zusammenfügung all
dieser Elemente zu einem strategischen
Konzept Sprengstoff. 

Ausweitung des Gefängniswesens

Bei allen Vorbehalten,mit denen man der
Polizeilichen Kriminalitätsstatistik
(PSK) begegnen sollte: Für 2000 weist sie
(erneut) einen Rückgang der Krimina-
lität aus; der PSK zufolge hat sie den tief-
sten Stand seit 1993 erreicht. Auch die
schwere Gewaltkriminalität ist rückläu-
fig, eine ganz leichte Zunahme verzeich-
nen in der Statistik die Körperverlet-
zungen und schweren Körperverletzun-
gen. Trotzdem steigt die Zahl der Straf-
gefangenen unaufhaltsam. 1999 befan-
den sich in Deutschland fast 60000 Men-
schen in Strafhaft, mehr als je zuvor.
Zwei Jahre zuvor etwa waren es rund
8000, vier Jahre zuvor noch über 13000
weniger. Die vorhandenen vielfach ver-
alteten Gefängnisse platzen aus allen
Nähten, die Gefangenen sind in kleinen
Zellen zusammengepfercht. Die Konse-
quenz,die die Länder daraus ziehen: Das
Gefängniswesen in der BRD erlebt eine
bisher nicht gekannte Ausweitung. Um
zur Zeit 10000 zusätzliche Haftplätze
werden die Gefängnisse ausgebaut (da-
bei sind die Zellen und Gefängnisse, die
wegen Veraltung geschlossen werden,
schon abgezogen). Allein in Ostdeutsch-
land werden die Kapazitäten um 50%
(5000 Haftplätze) erweitert, in Hessen,
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz um
25%. Auf 2,5 Mrd. DM belaufen sich al-
lein die Gefängnis-Baukosten, von den
Folgekosten gar nicht zu reden.

Wenn nicht die Kriminalitätsentwick-
lung, was dann ist Ursache dieser Ent-
wicklung? Aus Untersuchungen des Kri-
minologischen Forschungsinstituts
Niedersachsen schälen sich vier Faktoren
heraus: Die Gerichte sprachen – erstens –
mit Beginn der zweiten Hälfte der 90er-
Jahre vergleichsweise härtere Urteile
aus,diese Tendenz setzt sich fort: In Ham-
burg z.B. wurden im Jahr 2000 31,9% der
Angeklagten zu einer Freiheitsstrafe ver-
urteilt, 1999 waren es 25,9%, wobei der
Anteil der Gefängnisstrafen ohne Be-
währung von 8,7% auf 11,2% stieg; die
Reihe ließe sich fortsetzen. Zweitens
müssen immer mehr Menschen eine Haft-
strafe antreten, weil sie ihre Geldstrafe
nicht bezahlen können; u.a.hängt das mit

der Ausweitung des Strafbefehlswesens
zusammen, Arbeitslose z.B. werden zu
Strafbefehlen verdonnert, die sie niemals
zahlen können, und viele wehren sich oft
erst dann, wenn es zu spät ist, d.h. sie ins
Gefängnis müssen. Drittens werden vor-
zeitige Haftentlassungen seltener, und
schließlich werden Menschen ohne deut-
schen Pass für vergleichbare Straftaten
teils wesentlich härter bestraft als Deut-
sche. (SZ 4.5.2000)

Vor diesem Hintergrund hätte sich die
Gesellschaft Gedanken zu machen, wie
sie den Trend zum Wegsperren stoppt und
umkehrt. Tatsächlich gibt es auch im
bürgerlichen Lager durchaus Ansatz-
punkte. Selbst eine auf Repression aus-
gerichtete Organisation wie die Gewerk-
schaft der Polizei warnt davor, mit im-
mer mehr Gefängnisplätzen eine Ge-
walt-Eskalation zu betreiben. Der Bran-
denburger CDU-Justizminister Schelter
etwa sprach sich für die Ausweitung der
Strafaussetzung zur Bewährung aus und
kam Justizministerin Däubler-Gmelin
nahe, die die Grenze für Bewährungs-
strafen von derzeit zwei auf drei Jahre
verlängern will.

Vorbild USA

Der Bundesvorstand der CDU aber will
das Gegenteil: Er propagiert eine Politik,
in der das Einsperren zur elementarsten
und einfachsten Methode zur „Lösung“
sozialer Probleme und gesellschaftlicher
Konflikte erklärt wird. Die „Leitlinien“
orientieren sich stark am US-Vorbild.
Allerdings sind die Verhältnisse in den
USA mit denen hierzulande in Bezug auf
das Gefängniswesen noch bei weitem
nicht zu vergleichen.

Denn mit über 2 Millionen sitzt mehr
als ein Viertel aller Strafgefangenen in
der Welt in einem US-Gefängnis,das sind
725 von 100.000 US-Amerikanern ge-
genüber 90 von 100.000 Einwohnern in
der BRD. Im Zusammenhang mit weit-
reichender Privatisierung ist das Ge-
fängnissystem in den USA zum Ort
höchstprofitabler Ausbeutung gewor-
den, nicht nur für die Betreiber, sondern
auch für High-Tech-Unternehmen wie
IBM, Motorola, Compaq, Microsoft und
Boeing, die in den Gefängnissen von ent-
rechteten und unorganisierten Arbeits-
kräften zu Niedrigstlöhnen produzieren
lassen.Das alles wirkt als Anreiz,das Ge-
fängnissystem weiter und weiter auszu-
bauen, um es mit Gefangenen zu füllen.
Andere wiesen darauf hin, dass das
Strafsystem in den USA eine Form der
Segregation der Ärmsten ist, eine rassis-
tische dazu; gäbe es die hohe Gefange-
nenrate nicht, wären zum Beispiel die
Arbeitslosenraten um mehrere Prozent
höher, unter den afroamerikanischen

Männern fast doppelt so hoch.
Aber auch in den USA sind nicht im-

mer schon mehr Ressourcen für das Ge-
fängniswesen als für Sozialhilfeempfän-
ger, mehr Geld für Gefängnisbauten als
für den Bau von Colleges und Univer-
sitäten ausgegeben.1970 lag die Zahl der
Strafgefangenen gerade bei 200.000, al-
so bei weniger als 10% der heutigen Zah-
len. Explodiert sind diese Zahlen durch
eine Reihe politischer Entscheidungen,
die die Strafjustiz zum Instrument der
Bekämpfung der Armen und am meisten
Unterdrückten der Gesellschaft ausbau-
ten. Die Entscheidungen lassen sich an
dieser Stelle nicht alle aufzählen. Dass
aber über 1 Millionen Menschen im Zu-
sammenhang mit Drogendelikten zu Ge-
fängnisstrafen verurteilt wurden und als
„Wiederholungstäter“ teilweise endlos
viele Jahre im Gefängnis sitzen, ist Aus-
fluss einer Drogenpolitik, die als „Krieg
gegen Drogen“ verstanden und als Krieg
gegen die Drogenszene durchgeführt
wird. – Hinzu kommt, dass die US-Poli-
tik nicht nur Sozialpolitik weitgehend
durch Strafjustiz ersetzt hat, sondern
dass das oberste und fast einzige Ziel des
Rechtssystems die Bestrafung ist.

Auf einen solchen Weg begibt sich der
Bundesvorstand der CDU mit seinen
„Leitlinien“.

CDU-„Leitlinien zur inneren Sicherheit“

Überwachen und strafen

„Vandalismus, Schmierereien und Beläs-

tigung, etwa durch aggressives Betteln,

die örtliche Drogenszene, die Verwahrlo-

sung von Straßen sowie die Beschädi-

gung öffentlicher Verkehrsmittel … sind

die Keimzellen für Kriminalität.“ „Durch

abgestimmte Verfahrensweisen zwi-

schen Polizei und Staatsanwaltschaft ist

die Bearbeitung von Fällen der Kleinkri-

minalität zu beschleunigen und die Sank-

tionsquote zu erhöhen.“



Innere Sicherheit = Standortpolitik

Dass die CDU in dem gesamten Papier
nicht einen einzigen Gedanken auf mög-
liche gesellschaftliche Ursachen von ab-
weichendem Verhalten und Kriminalität
verwendet – nun, das hat sie, soweit be-
kannt, noch nie getan. Sie teilt die Welt
in Täter und Bürger, Bedrohung und zu
Schützende.Doch darüber hinaus nimmt
sie gegenüber früheren Beschlüssen eine
scheinbar leichte, ideologisch aber
schwerwiegende Verschiebung vor: „Si-
cherheit“, erklärt sie gleich in der Prä-
ambel,„ist ein wichtiger Faktor nicht zu-
letzt für den Wirtschaftsstandort
Deutschland.“ Wird die Kriminalitäts-
bekämpfung als Standortpolitik defi-
niert,hat das für ja keineswegs ein für al-
le Mal feststehende,sondern ständig um-
kämpfte Definition von Kriminalität –
und für die Gewichtung der Straftaten –
Folgen: Der „Kriminelle“ schadet dem
Standort, schadet Deutschland, wird
Schädling und als Schädling bekämpft.
Und: was dem Standort schadet, wird
ganz schnell kriminell.

„Alltagskriminalität“ zum Beispiel:
Die CDU erhebt die „Null Toleranz“ zur
Leitlinie und erklärt soziale Probleme
wie Obdachlosigkeit und Drogenszenen
ebenso wie bestimmte Formen von Ju-
gendkultur zu „Keimzellen für Krimina-
lität“, die durch Repression zu bekämp-
fen sind. Sie tritt ein für eine rigide Dro-
genpolitik, die mit der Diskussion um die
Freigabe von Drogen Schluss macht und
unter Prävention in erster Linie die An-
wendung der Strafbestimmungen des Be-
täubungsmittelrechts versteht. Unter
„Kinder- und Jugendkriminalität“ wird
unterschiedslos alles von jugendtypi-
schem Verhalten bis zu schweren Ge-
walttaten subsummiert, und zur Lösung
fällt der CDU nichts anderes ein als Ein-
trichtern „traditioneller Tugenden und
Werte“ („Höflichkeit, Aufrichtigkeit und
Disziplin“) einerseits, die Einführung
bzw.Verschärfung „repressiver Maßnah-
men“ zur „erzieherischen Wirkung“ an-
dererseits: Jugendarrest bei Bewäh-
rungsstrafen,Verschärfung des Strafrah-
mens und Heraufsetzung des Höchstma-
ßes der Jugendstrafe von 10 auf 15 Jahre,
Anwendung des allgemeinen statt des Ju-
gendstrafrechts bei Heranwachsenden,
geschlossene Heimerziehung – der ganze
Katalog. Der „Bekämpfung der von Aus-
ländern begangenen Straftaten“ widmet
sie ein eigenes Kapitel, in dem sie am
klarsten auf den Punkt bringt,was sie un-
ter Kriminalitätsbekämpfung versteht:
Wer Straftaten begeht, wird aus der Ge-
sellschaft ausgeschlossen, d.h. bei Men-
schen ohne deutschen Pass: abgeschoben
– automatisch bei einer Freiheitsstrafe
von mehr als einem Jahr (die derzeitige
Regelung lautet offiziell: mindestens drei
Jahren) und „Ausländer, die an gewalttä-
tigen, insbesondere extremistischen Aus-
schreitungen teilnehmen“, schon sowieso
und ohne alle Umstände. Da die CDU
überdies einen engen Zusammenhang
zwischen „Rechtstreue von Ausländern“

und „ihrer Bereitschaft und Fähigkeit
zur Integration“ erklärt, verschärft sie
den Assimilationsdruck gewissermaßen
mit Straf- und Abschiebungsandrohun-
gen.

Mit dem Kapitel „Bekämpfung des
Extremismus“ versucht der CDU-
Bundesvorstand, die notwendige Aus-
einandersetzung mit Rechtsextremismus
und Neonazis zu umgehen und stattdes-
sen die allgemeine Repression zu ver-
schärfen und Grundrechte abzuschaffen:
So will sie insbesondere das Versamm-
lungsrecht einschränken und Veranstal-
tungen von „Extremisten“ generell auf
ihre Zulässigkeit prüfen, polizeilich
überwachen oder gleich ganz untersa-
gen.

Große Sorgen bereitet ihr, dass die
modernen Kommunikationsmittel poli-
zeilicher Kontrolle nicht leicht unter-
worfen werden. Hier will sie u.a. die
Netzbetreiber zur „umfassenden Zu-
sammenarbeit mit den Strafverfol-
gungsbehörden“ zwingen, die Polizei er-
mächtigen, Durchsuchung von Compu-
tern ohne Hinzuziehung von Staatsan-
wälten und Richtern vorzunehmen, und
außerdem die Überwachung und Spei-
cherung von Daten im Telekommunika-
tionsgesetz ausdehnen. – Fast ist schon
überflüssig zu erwähnen, dass die CDU
die DNA-Analyse, da kriminelle Karrie-

ren immer klein anfingen, bereits bei ge-
ringfügigen Delikten einsetzen.

Zusammengefasst: Das System der
Strafaussetzung zur Bewährung darf
nicht ausgeweitet werden („der Allge-
meinheit nicht zuzumuten“); Verhaltens-
weisen, die als lästig oder ärgerlich, also
störend empfunden werden, sollen unter
Strafe gestellt werden; die Strafen sollen
verschärft werden; die Überwachung soll
(fast) alle erfassen (Videoüberwachung im
öffentlichen Raum) und vor nichts Halt
machen (Videoüberwachung von Woh-
nungen); Geheimdiensten soll nicht nur
im Kampf gegen „Extremismus“,sondern
auch gegen das „Verbrechen“ eingesetzt
werden; die Polizei soll ausgebaut und mit
stärkeren Befugnissen versehen, der Bür-
ger zu ihrem Handlanger werden.

Die mit den Leitlinien angekündigte
Politik wird die Gefängnisse in der BRD
weiter füllen und noch schneller als bis-
her: mit Jugendlichen ohne Perspektive,
mit Armen,Obdachlosen,Suchtkranken,
Menschen ohne deutschen Pass,mit Men-
schen halt, für die der Standort Deutsch-
land keine Verwendung hat. Kein einzi-
ges Wort verliert die CDU über Delikte,
die nur von den Profiteuren dieses
Standortes begangen werden können:
Steuerhinterziehung großen Ausmaßes,
Aktien- und Anlagebetrug, Konkursbe-
trug, Umweltverbrechen …  scc
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Eine Gesellschaft von
Polizeihelfern
„Verhütung und Bekämpfung von Kri-
minalität geht alle an, nicht nur die Er-
mittlungsbehörden … können Polizei
und Justiz Sicherheit und Ordnung nicht
allein gewährleisten.Sie brauchen Part-
ner in der Gesellschaft; in den Familien,
Kommunen, Schulen, Jugendhilfeein-
richtungen, Kirchen, Vereine, Verbände
und in der Wirtschaft.Wir brauchen aber
auch den einzelnen Bürger. Das Be-
wusstsein und die Verantwortung für die
Sicherheit sind weiter herauszubilden
und zu schärfen.“ „ … die Unkultur des
Wegschauens muss beendet werden. Sie
muss durch eine Kultur der Aufmerk-
samkeit und des Engagements des Ein-
zelnen für die Gemeinschaft ersetzt wer-
den.“ „Besonderes Gewicht kommt der
bürgerschaftlichen Beteiligung an der

Polizeiarbeit zu. Das bürgerschaftliche
Engagement ist für die innere Sicherheit
zu nutzen und zu fördern. Bayern, Ba-
den-Württemberg,Hessen,Berlin,Bran-
denburg und Sachsen haben mit der
Einrichtung von freiwilligen Polizeihel-
fern sowie einer ehrenamtlichen Sicher-
heitswacht (sog. Sicherheitspartner-
schaften) die Möglichkeit eröffnet, dass
sich Bürger aktiv an der Arbeit beteili-
gen können … Die Bürger wirken im
Umfeld von Kinderspielplätzen, Schu-
len und Kindergärten durch Streifen mit
… Sie sind präsent in Angsträumen wie
Parkhäusern und öffentlichen Anlagen
und stellen einen Begleitdienst in öf-
fentlichen Verkehrsmitteln für Schüler
und Senioren. Wir wollen, dass der Ge-
setzgeber solche Sicherheitspartner-
schaften in jedem Land ermöglicht und
den Bürgern Anreize zum Mitwirken
gibt.“ 

„Für notwendi-

ge erzieherische

Wirkung auf

Kinder und Ju-

gendliche ist

der Einsatz re-

pressiver Maß-

nahmen oft un-

verzichtbar.“
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Ver(un)sicherung
Wieso hat die gesetzliche Krankenver-
sicherung der lohnabhängig Beschäf-
tigten jahrzehntelang funktioniert und
warum treten jetzt immer mehr Schwie-
rigkeiten auf? 

Gängige Meinungen verweisen auf
die Profitsucht der Pharmakonzerne
und die Gier der Menschen in den Ge-
sundheitsberufen, besonders der Ärzte
und hier besonders der Zahnärzte.Aber
wo Geld fließt, kommt es nie darauf an,
wie viel die Empfänger annehmen wür-
den. Maßgebend ist, wie viel die Zahler
loslassen. Das beleidigende Marktge-
schrei erklärt nichts.

In die Krankenversicherung zahlen
die Versicherten nach ihren Leistungs-
fähigkeit ein, genau proportional zu ih-
rem Einkommen (bis das Einkommen
die sogenannte Pflichtgrenze erreicht,
eine Höhe, ab der zusätzliche Annehm-
lichkeiten im Gesundheitsbereich pri-
vat finanziert werden). Die Versicherten
erhalten Leistungen nach ihrem Be-
dürfnis, das sich aus ihrer Erkrankung
ergibt. Das Verteilungsprinzip für Leis-
tungen des Gesundheitswesens würde
also lauten. „Jeder nach seinen Fähig-
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen
– eine Formel, mit der Karl Marx ein
kommunistisches Verteilungsprinzips
für eine ferne Zukunft skizzierte. Zu
dieser Übereinstimmung kommt es,
nicht weil im Gesundheitsbereich eine
künftige Verteilungsgerechtigkeit vor-
weggenommen worden wäre, sondern
weil sich dort Marktverhältnisse erst
noch entwickeln.

So lange die medizinische Dienstleis-
tung vor allem in ärztlicher Leistung be-
steht, hängt das Ausmaß, in dem sie ge-
währt werden kann, von der persön-
lichen Präsenz ab. Diesen Faktor konn-
ten die ärztlichen Standsorganisatio-
nen durch das Niederlassungsrecht
weitgehend steuern, wobei sie sich von
den Gedanken eines angemessenen
Auskommens des Arztes (gemessen an
anderen akademischen Berufen) und ei-
ner angemessenen Versorgung der Be-
völkerung leiten ließen. Da der zu Hilfe
gerufene Arzt aus moralischen, stan-
desrechtlichen und schließlich auch ge-
setzlichen Gründen ans Werk muss,
leuchtet ein,dass alle Beteiligten Orien-
tierungsmaßstäbe hatten.Das ganze ba-
sierte darauf, dass das Angebot medizi-
nischer Leistungen letztlich von der
Zahl der zugelassenen Ärztinnen und
Ärzte abhing.

Inzwischen enthält dieses Angebot
den Einsatz aufwendiger Geräte, kost-
barer Hilfsmittel, umfangreichen Per-
sonals, Labors, Prothesen aller Art usw.
usf. Es entsteht ein medizinisches Ge-
schäft,dessen Umfang nicht mehr durch
die Dauer des persönlichen Arbeitsta-
ges begrenzt wird, so dass der ärztliche
Zeitaufwand das Gesamtbudget nicht

mehr steuert.Das ist ein langsamer Pro-
zess gewesen, der wohl schon das ganze
vergangene Jahrhundert zu messen ge-
wesen wäre, aber sich von seiner tech-
nischen Seite her in den letzten Jahr-
zehnten ohne Zweifel sehr beschleunigt
hat.

Heute ist die Liste der Leistungen,die
einigermaßen begründbar in eine Be-
handlung eingeführt werden könnten,
ellenlang und preislich nach oben offen.

Auf der ärztlichen Seite mag sich die
Sache so darstellen, dass eine klare Si-
tuation, in der man helfen kann und –
so weit man Rat weiß – muss, abgelöst
wird durch eine Situation, in der Auf-
wand und Nutzeffekt gegeneinander
abgewogen werden müssen.

Der Konsument einer Brille will nicht
nur sehen, sondern auch aussehen, der
Konsument einer Zahnprothese nicht
nur beißen und kauen, sondern auch
Eindruck machen. Hier soll nichts dif-
famiert werden, Brillen und Zahnpro-
thesen, die sich tragen lassen wie etwa
Kleidungsstücke, sind ein Fortschritt
(und kein kleiner) für die Lebensqua-
lität. Die Finanzierung kann aber nicht
mehr per Umlage der Versichertenge-
meinschaft glücken.

So wird aus der Tatsache, dass medi-
zinische Leistungen über den Bereich
der unmittelbar einleuchtenden Nothil-
fe hinaus möglich geworden sind, ein
verwickeltes Strukturproblem. Das
weite Feld der für Gesundheitspflege
und Wohlbefinden möglichen Dienst-
leistungen kann nicht per Umlage fi-
nanziert werden. Noch viel weniger
kann das gesamte Feld dieser Dienst-
leistungen durch Kaufentscheidungen
der „Kunden“ reguliert werden. Denn
diese stehen nicht irgendwie kauflustig
vor Alternativen, sondern sind hilfsbe-
dürftig. So besteht die begründete Be-
sorgnis, dass durch diese Prozesse die
Ethik der ärztlichen Hilfsleistung, ein
altes und für die ganze Gesellschaft
wichtiges Kulturgut, zersetzt wird.

Die gegenwärtige Diskussion leidet
darunter, dass sie um die Kostenbelas-
tung, die Höhe der Versicherungsumla-
ge kreist und auf der anderen Seite die
Tendenz besteht, möglichst viele, ten-
denziell alle Leistungen in der Umlage-
finanzierung zu halten.

Wäre es nicht aussichtsreicher, eine
Diskussion zu führen mit der Prämisse,
dass ein gewaltiger Teil dieser Leistun-
gen gar nicht nach Marktgesetzen fi-
nanziert werden kann. Sieht man die
Gesundheitsversorgung als Gesamt-
struktur, so muss ein Teilbereich durch
öffentliche Mittel auf dem Steuerwege
gezahlt werden (Krankenhausbau und –
unterhalt,Forschung gehören sicherlich
dazu), ein zweiter durch Versicherung
von Risiken und ein dritter durch Kauf-
entscheidungen.

Eine Diskussion, welche Leistungen
wohin gehören, ist nicht zu umgehen.

Gesundheitsreform

Rabiate Pläne
Kanzler Schröder hatte mal ’ne Idee: Wir
steigern die Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Wirtschaft durch niedrigere
Lohnkosten.Direkt an die Löhne ran,das
geht nicht wegen den Gewerkschaften.
Aber die Lohnnebenkosten, die könnte
man senken.

Also wurde der Beitrag zur Renten-
kasse um einen halben Prozentpunkt ge-
senkt – die Gegenfinanzierung erfolgte
bekanntlich durch einen Aufschlag auf
die Benzinpreise, die sogenannte Öko-
steuer, aber er erhielt das Lob „der Wirt-
schaft“,also der großen Verbände der Ka-
pitalisten.

Bei der Arbeitslosenversicherung be-
steht noch immer die Aussicht, dass mit
sinkenden Arbeitslosenzahlen vielleicht
auch eine Senkung des Beitragssatzes
möglich sei, das ist allerdings wegen der
ungewissen Konjunkturlage eine eher
schwache Hoffnung.

Die Krankenkassen hätten eigentlich
im letzten Jahr die Beiträge erhöhen
müssen, da gab’s aber die Einbeziehung
von 630-DM-Jobs in die Sozialversiche-
rungspflicht; das hat zwar das Gewerbe,
das auf diese Jobs angewiesen ist, eini-
germaßen hart getroffen (und zum er-
heblichen Teil auch die dort Beschäftig-
ten), aber die Großbetriebe sind das be-
kanntlich nicht.

Diese Stabilität, so war zunächst die
Planung von der damaligen Ministerin
Fischer (Grüne), sollte gesichert werden
mittels der sogenannten Budgetierung,
also der Festsetzung der Ausgabensum-
me für Arznei- und Heilmittel und die
kollektive Haftung der Ärzte bei Über-
schreitung. Diese Regelung hat aber bei
Ärzten und Patienten zu beträchtlicher
Unruhe geführt; sie wurde als ungerecht
empfunden und bestrafte alle Ärzte mit
überdurchschnittlich vielen alten oder
chronisch erkrankten Patienten. Diese
Unzufriedenheit trug wesentlich zum
Rücktritt der Gesundheitsministerin Fi-
scher bei. Die neue Ministerin, Ulla
Schmidt von der SPD, machte sich denn
auch schnell beliebt, als sie verkündete,
diese Budgetregelung werde zum
1.1.2002 aufgehoben. Künftig sollen
Kassenärzte und Krankenkasse unter-
einander aushandeln, wie die Ausgaben
für Arzneimittel begrenzt werden kön-
nen.

Die Anbieter im Gesundheitssystem
haben das Signal so verstanden: Künftig
wird mehr Geld im System zur Verfügung
stehen. Soweit aus Berichten der Kassen
ersichtlich (z.B. AOK Hessen) wird auch
gar nicht abgewartet, bis die Aufhebung
der Budgetierung in Kraft tritt, sondern
schon im Vorgriff entsprechend gehan-
delt. Jedenfalls sind die um über 13 Pro-
zent gestiegenen Ausgaben für Arznei-
mittel eine Begründung, warum die AOK



6 AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT• PB 14/2001

Hessen ihren Beitragssatz von 13,8 auf
14,8% zum 1. Juli erhöht hat (die AOK
Baden-Württemberg ist dem gefolgt mit
einer Erhöhung von 13,5 auf 14,2%).

Das aber passt überhaupt nicht ins
Konzept von Kanzler Schröder mit den
sinkenden Lohnnebenkosten! Die Ge-
sundheitsminister reagiert nervös und
wird von der Opposition attackiert (sie-
he Kasten), aber nicht nur von dort: Über
die Presse wird die Gesundheitsministe-
rin aus dem Kanzleramt angegangen.Die
Süddeutsche Zeitung zitiert: 

„Das Papier des Kanzleramts sieht
unter anderem vor, eine Art Grundversi-
cherung für die Bürger einzurichten,
ähnlich wie in der Schweiz. Dabei wür-

den den Versicherten einzelne Leistungen
der heutigen Krankenversicherung vor-
enthalten. Diese müssten über private
Zusatzversicherungen abgesichert wer-
den. Die Kassen erhielten mehr Macht
und ‚die freie Arztwahl wird einge-
schränkt‘, heißt es. So könnten die Kas-
sen Leistungen mit einzelnen Ärzten und
Krankenhäusern direkt vereinbaren.
Ähnliche Vereinbarungen seien auch mit
Pharmaherstellern denkbar,um die Prei-
se für Medikamente zu senken. Insge-
samt seien ‚Kosteneinsparungen von 30
bis 35 Prozent‘ möglich. Das Papier lässt
vorerst offen,welche Leistungen aus dem
Katalog der Krankenkassen gestrichen
werden sollten. Allerdings müssten die

Maßnahmen gewichtig sein, heißt es zur
Begründung: ‚Eine notwendige Kosten-
entlastung kann nicht erreicht werden,
wenn nur Bagatellleistungen und medi-
zinisch nicht notwendige Leistungen
ausgesteuert werden.‘ So würden die
Beiträge etwa nur um zwei Prozent-
punkte sinken, wenn die Patienten künf-
tig selbst die Kosten für Heil- und Hilfs-
mittel, wie Krücken oder Krankengym-
nastik, übernähmen. Ein völliger Wegfall
dieser Kassenleistung sei aber ‚unrealis-
tisch‘. Deshalb müssten Wahlleistungen
auch für andere Versorgungsbereiche an-
geboten werden. Bisher hat Ministerin
Schmidt ein System von Wahl- und
Pflichtleistungen immer abgelehnt. ‚Ei-
ne Reduzierung der gesetzlichen Versi-
cherung auf eine Grundversorgung wird
es mit mir nicht geben‘, sagte sie erst
kürzlich.“ (Süddtsche Ztg, 27.6.) 

Die bisher verfolgte Linie, keine Dis-
kussion um das Gesundheitswesen vor
den Wahlen, lässt sich wohl nicht mehr
halten. Der Kanzler testete mit seinem
Papier die öffentliche Reaktion auf einen
FDP-kompatiblen Vorschlag – und wenn
die Ministerin nicht auf Kurs geht, wird
er sie fallen lassen. Die Union ist sich
über ihre Strategie noch nicht ganz si-
cher; in der Bundestagsdebatte über die
Beitragserhöhungen reichten die Äuße-
rungen von Einführung der „Zwei-Klas-
sen-Medizin“ durch Rot-grün (Ulf Fink)
bis zu Seehofer, der sich für mehr Markt
und weniger Staat einsetzte.Ein Konsens
der großen Parteien so wie bei den Ren-
ten ist in Sicht. Wenn niemand von der
Opposition gestaltend Einfluß nimmt,
wird er allerlei Grausamkeiten für die
Ärmeren mit sich bringen.

alk, maf

Dokumentiert: Aktuelle
Stunde im Bundestag
28.6., Thema Beitragserhöhung bei Kran-
kenkassen
Horst Seehofer (CDU/CSU): Das deut-
sche Gesundheitswesen befindet sich in
einer Krise und die Verantwortung da-
für trägt allein die Bundesregierung.

Drei Kardinalfehler haben zu dieser
Lage geführt.Erster Kardinalfehler: Sie
haben die gesetzliche Krankenversiche-
rung 1998 in einer guten Verfassung
übernommen, mit Milliardenüber-
schüssen in den Jahren 1997 und 1998.
Der Versicherungsbeitrag in der gesetz-
lichen Krankenversicherung ist zwi-
schen dem 1. Januar 1993 und dem En-
de unserer Regierungszeit im Septem-
ber 1998 unverändert geblieben. Wenn
Sie nicht unsere Gesundheitsreform zu-
nächst im Wahlkampf attackiert und
dann nach der Wahl in ihren Kernele-
menten zurückgenommen hätten, hät-
ten Sie jetzt nicht die Probleme im deut-
schen Gesundheitswesen.

Zweiter Kardinalfehler: Mit großem
Pomp wurde die Gesundheitsreform

2000 angekündigt – im einen Teil rück-
wärts gewandt, im anderen Teil wir-
kungslos. Die Reform war rückwärts
gewandt, weil Sie wieder auf die Bud-
gets gesetzt haben. Sie müssen jetzt un-
ter dem Druck der Verhältnisse – weil
die chronisch Kranken die notwendige
medizinische Versorgung nicht mehr be-
kommen – diese Budgets Stück für
Stück aufgeben. Sie sind mit dieser
Budgetpolitik völlig gescheitert. (…)

Den dritten Kardinalfehler haben
Sie, Frau Schmidt, persönlich zu ver-
antworten, weil Sie ihn gemacht haben.
Sie haben sich zu Beginn Ihrer Amts zeit
in völliger Verkennung der realen Lage
entschieden, eine Gesundheitsreform
erst nach der Bundestagswahl zu ma-
chen. (…) 

Was wir brauchen, ist ein völliger
Neuanfang in der Gesundheitspolitik.

Ich fordere Sie auf,noch vor der Som-
merpause ein Sofortprogramm vorzule-
gen, weil sonst die Flut von Beitragser-
höhungen nicht zu stoppen ist. (…) Die-
ses Sofortprogramm muss drei Elemen-
te beinhalten:

Erstens.Wir brauchen in der Tat mehr

Qualität im deutschen Gesundheitswe-
sen. Das heißt, wir müssen die Medizin-
erausbildung reformieren. (…)

Zweitens. Befreien Sie die Beteilig-
ten im Gesundheitswesen von all den
Fesseln der Reglementierung und der
Listenmedizin! Die Positivliste, von der
wir hier jahrelang gehört haben, hat
keinen positiven Effekt. Jetzt wird sie
als Mittel zur Lösung der Probleme in
der gesetzlichen Krankenversicherung
angeboten. Befreien Sie die Beteiligten
von den Budgets! Geben Sie Ärzten,
Krankenkassen, Selbsthilfegruppen
und Patienten die Freiheit, vor Ort mit
Verträgen, mit Organisationsmodellen
die bestmögliche Form der Versorgung
unserer Patienten zu finden! Nicht
Budgets, sondern Freiheit ist die Ant-
wort.

Drittens: mehr Selbstbestimmungs-
recht für die Patienten. Sie sollen in Zu-
kunft selber über die Höhe ihrer Bei-
träge und über den Leistungsumfang
entscheiden können.Nicht die Funktio-
näre im Gesundheitswesen müssen ge-
stärkt werden, sondern die Patienten
und die Versicherten.
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In Brno fand kürzlich wieder der jährli-
che „Auto-Salon“ statt. Anlässlich die-
ser Messe wurden aktuelle Zahlen über
die Entwicklung der Autobranche in
Tschechien genannt. Diese Zahlen lassen
erkennen, in welch starkem Ausmaß die
tschechische Wirtschaft mittlerweile
vom Automobilbau einschließlich Zulie-
ferindustrien abhängig ist. Der Anteil
der Branche am Gesamtvolumen der In-
dustrieproduktion betrug im letzten Jahr
14,7 Prozent, ihr Anteil am Export 17,5
Prozent. Škoda auto (100% VW-Tochter)
allein bestritt 10 Prozent des gesamten
tschechischen Exportvolumens. Die Fir-
ma verkauft von 100 produzierten Autos
81 ins Ausland (vor allem nach Deutsch-
land und Polen). In der Gesamtbranche
beträgt die Exportquote rund 70 Prozent.

Menschen vorteilhafter als Maschinen

Die Arbeiter bei Škoda auto verdienen
monatlich im Durchschnitt 20.000 Kro-
nen brutto, umgerechnet knapp 1200
Mark. Vor zehn Jahren produzierten
20.000 Škoda-Arbeiter rund 170.000
Pkw, heute fertigen 25.000 Beschäftigte
eine halbe Million Autos jährlich.

In der Sendereihe „Connect Europa“
sendete 3sat am 25. Juni einen Beitrag
über die Tschechische Republik. Darin
sagte der Pressesprecher von Škoda:
„Mit unseren Personalkosten, die niedri-
ger sind als im Westen, beschäftigen wir
in verschiedenen Operationen weit mehr
Menschen als im Westen,wo dann die Ma-
schinen vorteilhafter sind. Das Kapital
wäre hier zu teuer. Wenn die Menschen
das machen können in der Qualität und
es ist physisch machbar und nicht ge-
fährlich, dann machen es bei uns Men-
schen.“ 

Mit anderen Worten: In Tschechien
werden nicht die modernsten Technolo-
gien eingesetzt, sondern eigentlich veral-
tete. Zwar „schafft das Arbeitsplätze“,
aber es zementiert gleichzeitig eine rela-
tive technologische Rückständigkeit und
ein niedriges Lohnniveau.

VW-Modell „5000 mal 5000“ –

Annäherung nach unten

Die niedrigen Löhne in seinen mittel-
und osteuropäischen Zweigwerken zieht
VW als Argument heran, um die Löhne
der VW-Arbeiter in Deutschland zu drü-
cken. So z.B. in der aktuellen Ausein-
andersetzung um das „Modell 5000 mal
5000“. Zur Fertigung des neuen Minivan
A-MPV will die Geschäftsleitung in
Wolfsburg 5000 neue Leute einstellen

und ihnen einheitlich 5000 DM brutto
zahlen. Das ist der Durchschnittslohn
der VW-Arbeiter, die dafür aber laut
Haustarif nur 28,5 Stunden wöchentlich
arbeiten.Diese verkürzte Arbeitszeit,die
vor wenigen Jahren eingeführt wurde,
war für die VW-Beschäftigten mit erheb-
lichen Lohneinbußen verbunden. Be-
triebsrat und Gewerkschaft stimmten
damals zu, weil dadurch angeblich Ar-
beitsplätze gesichert wurden. Jetzt wird
diese Vereinbarung als Einstieg für eine
massive Lohnsenkung benutzt. Die 5000
Neuen sollen nämlich für dasselbe Geld
wesentlich länger arbeiten: Zunächst
forderte die Konzernleitung eine Ar-
beitszeit von bis zu 48 Stunden ohne Zu-
schläge. Dann hieß es: 35 Stunden für
4500 Mark plus 500 Mark für 7,5 Stun-
den „Qualifizierungszeit“ wöchentlich.
Die Gewerkschaft IG Metall wies dieses
„Modell“ zurück, da der Stundenlohn
dabei nicht nur weit unter dem VW-
Haustarif, sondern sogar um 583 Mark

unter dem Flächentarif für die nieder-
sächsische Metallindustrie liegen würde.
Gleichzeitig würde damit die 40-Stun-
den-Woche wieder eingeführt. Das wür-
de einen Dammbruch bedeuten, argu-
mentierten die Gewerkschafter.

VW gründete daraufhin eine eigene
Firma, die Volkswagen Coaching GmbH,
und deklarierte sie als Ausbildungs- und
Qualifizierungsgesellschaft. Die „Neu-
en“ sollen dort einen auf drei Jahre be-
fristeten „Ausbildungsvertrag“ mit ei-
nem Anfangsgehalt von 3800 Mark er-
halten. Anschließend können sie in die
neue „Auto 5000 GmbH“ übernommen
werden, die VW speziell für die Produk-
tion des Minivan A-MVP gegründet hat.

„Für die Gewerkschaft bedeutet das
Wolfsburger Pilotprojekt, dass erstmals
mitten in ihrem Tarifgebiet eine Insel
entsteht,auf der sie keinen Einfluss mehr
hat“, kommentierte die Süddeutsche
Zeitung am 30. Juni.Trotzdem stellte sie
fest, dass aus der IG-Metall-Zentrale
plötzlich „versöhnliche Töne“ zu hören

seien. Personalvorstand Peter Hartz er-
klärte, der Plan richte sich nicht gegen
den Flächentarifvertrag oder den Haus-
tarif, es gehe einfach nur darum, billiger
zu produzieren. „Benchmark“ (Ver-
gleichsmaßstab) für künftige Kosten-
rechnungen und Standortentscheidun-
gen sei das Werk Bratislava in der Slo-
wakei, wo die Lohnkosten nur ein Zehn-
tel so hoch seien wie in Deutschland.

BMW-Standortentscheidung 

voraussichtlich Ende Juli

BMW will Ende Juli seine Entscheidung
bekannt geben, wo das neue Montage-
werk für die Dreier-Reihe gebaut werden
soll.Während der etwa einjährigen Prüf-
phase für den neuen Standort hatten die
Bewerber reichlich Zeit, sich gegenseitig
Konkurrenz zu machen. Von den tsche-
chischen Städten ist Kolín noch im Ren-
nen. „Für unsere Wirtschaft wäre das ein
genauso großer Gewinn wie die Investi-
tion von Volkswagen Anfang der neunzi-

ger Jahre“, sagte Industrieminister Mi-
roslav Grégr zu der Aussicht auf die
Milliardeninvestition. Jedenfalls würde
die Abhängigkeit der tschechischen
Wirtschaft von der deutschen Autoin-
dustrie damit weiter in die Höhe getrie-
ben.

Um den Zuschlag zu erhalten, bietet
Tschechien (laut Prager Zeitung vom 31.
Mai): 300 Hektar Land inklusive Infra-
struktur in der Industriezone von Kolín
sowie eine Verkehrsanbindung für die
neue Autofabrik. Mit den betroffenen
Grundeigentümern hat die Stadt Vor-
kaufsverträge abgeschlossen. Als Qua-
dratmeterpreis wurde einheitlich 250
Kronen (knapp 15 DM) vereinbart. Ins-
gesamt also 750 Millionen Kronen oder
44 Mio. DM. Dazu kommen noch einige
Hundert Millionen Kronen für die Be-
reitstellung der Infrastruktur. Der tsche-
chische Steuerzahler würde dafür ble-
chen, BMW bekäme Steuerferien.

G.R., 
Deutsch-Tschechische Nachrichten, 30

Autoindustrie bestreitet 
15 Prozent der Industrie-
produktion

Autoland
Tschechien

Im Gefolge von VW expandieren auch zahlreiche Zulieferbetriebe nach Tschechien.

Bild: Produktion von Schalthebeln 
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Serbien beugt sich der Erpressung

Zertrümmerung Jugo-
slawiens besiegelt
„Bei der Auslieferung des Slobodan Mi-
losevic an das Haager Kriegsverbrecher-
tribunal … sind Geld und Gerechtigkeit
eine Allianz eingegangen.“ Stellvertre-
tend für viele andere Pressestimmen sei
hier die Süddeutsche Zeitung (30.6./1.7.)
zitiert. „Milosevic, das ist klar, wurde
verkauft. Für ein Kopfgeld von mehr als
einer Milliarde Dollar,das am Freitag auf
der Geberkonferenz in Brüssel eilfertig
ausgezahlt wurde, wechselte der Ex-
Despot von Belgrad nach Den Haag. Das
hat zweifellos einen Hautgout (anrüchi-
gen Beigeschmack – d.Verf.), zumal
die vom serbischen Premier Zoran
Djindjic eingefädelte Überstellung
putschartige Züge trägt.Doch das ist
der Preis der Gerechtigkeit, der in
diesem Fall gewiss nicht zu hoch ist.“

Wenn so unverblümt wie hier da-
von die Rede ist, dass der Zweck die
Mittel heiligt, dann sollte man die
Mittel sehr genau auf ihren inneren
Zusammenhang mit dem Zweck hin
untersuchen.

Serbien auf dem Weg – wohin?

Dass die Überstellung „putschartige
Züge“ trägt, ist ein Euphemismus.
Das jugoslawische Verfassungsge-
richt hatte 28.6. die Entscheidung
der jugoslawischen Regierung zur
Zusammenarbeit mit dem Haager
Gericht, auf deren Grundlage Milo-
sevic ausgeliefert werden sollte, bis
auf weiteres ausgesetzt. Am selben
Nachmittag noch erklärte die serbi-
sche Regierung die Verfügung des
Obersten Gerichts für „nichtig“, es
habe in dieser Zusammensetzung
„kein Recht“, über die Verfassungs-
mäßigkeit von Entscheidungen der
Bundesregierung zu urteilen. Ge-
waltenteilung? Gelockt durch Milli-
ardenversprechen und erpresst mit
der Bedingung, dass Milosevic aus-
geliefert werden muss,nahm die ser-
bische Regierung das Recht in die
Hand und gab den Forderungen der Na-
to-Staaten statt: Ohne Kenntnis der in
dieser Sache zuständigen jugoslawi-
schen Bundesregierung wurden Milose-
vic nach Den Haag verbracht. Den mehr-
fachen Rechtsbruch bemäntelte Djindjic
durch einen windigen Bezug auf einen
1989 eingefügten windigen Artikel in der
serbischen Verfassung, wonach Serbien
bei Bedrohung seiner Interessen Be-
schlüsse von Bundesbehörden oder an-
deren Republiken außer Kraft setzen
könne, nicht einmal notdürftig. Und die-
ser Akt nackter Willkür soll einer höhe-
ren Gerechtigkeit zum Durchbruch ver-
helfen?

Wie es aussieht,ist Jugoslawien an die-
sem mehrfachen Rechtsbruch definitiv
zerbrochen. Die Bundesregierung ist

auseinandergefallen. Serbien selbst hat
mit der Art und Weise, man es sich Milo-
sevics entledigte, den letzten Rest staat-
licher Unabhängigkeit gegenüber Nato
und EU preisgegeben. Die Abtrennung
Montenegros, wo die DM längst die ein-
zige offizielle und inoffizielle Währung
ist, ist kaum noch aufzuhalten; auch sei-
ne Perspektive ist nicht die Unabhängig-
keit. In der Folge wird auch die Erklä-
rung der „Unabhängigkeit“ des Kosovo
mehr als nur wahrscheinlich. Das Feuer
großalbanischer Bestrebungen, das die
ganze Region bedroht und Mazedonien
akut gefährdet, bekommt neue Nahrung.
Das ehemalige Jugoslawien ist zertrüm-
mert und in einen Haufen internationa-
ler Protektorate zerlegt. Dieser Prozess
der Neuordnung des Balkan zugunsten

der großen Imperien ist, so ist zu be-
fürchten, noch immer nicht abgeschlos-
sen.

Milosevics Auslieferung – kein 

Schlusspunkt

Vor einigen Jahren bereits zog ein scharf-
sinniger Kritiker des 1993 eingerichteten
Den Haager Kriegsverbrechertribunals
in der „New York Times“ einen bemer-
kenswerten Vergleich zwischen eben die-
sem Strafgerichtshof für das frühere Ju-
goslawien und dem „internationalen“
Konzil von Konstanz, das den tschechi-
schen Kirchenreformer Hus im Jahr 1415
wegen Ketzerei zum Tode verurteilte. In
beiden Fällen dienten die Gerichtshöfe
der Durchsetzung ordnungspolitischer
Vorstellungen – dort der Autorität der

katholischen Kirche, hier der Neuord-
nung des Balkan –, sei schon vor der Er-
öffnung des Verfahrens in dem einem Fall
Hus durch ein päpstliches Interdikt ex-
kommuniziert, im anderen Serbien mit
Sanktionen belegt und aus der „interna-
tionalen Gemeinschaft“ ausgeschlossen,
sei die Verurteilung mit der Anklage
schon beschlossen und liefen Kritiker
sowohl des Verfahrens in Konstanz wie
desjenigen in Den Haag große Gefahr,als
Ketzer verurteilt zu werden. (David Bin-
der, Internationale Gerichtshöfe einst
und jetzt, Übersetzung in: Internationa-
le Politik 9/1998) Die Tatsache, dass Mi-
losevic unter Berufung auf das Völker-
recht vor Gericht gebracht,Verfahren ge-
gen die Verantwortlichen des völker-
rechtswidrigen Nato-Angriffskrieges

gegen Jugoslawien mit keinem Ge-
danken in Betracht gezogen werden,
unterstreicht die Kritik, die im Den
Haager Gerichtshof ein Instrument
der triumphierenden Sieger sieht.

Aber damit ist die Sache eben
nicht beendet. Fünf Jahre nach sei-
nem Märtyrertod, erinnert Binder,
erhoben sich die böhmischen Ge-
folgsleute von Hus zu einem Auf-
stand, der seine Ideen in die ent-
ferntesten Ecken Europas trug; fünf
Kreuzzüge wurden gegen die Hussi-
ten geführt, die sämtlich erfolglos
endeten, die Macht des Papsttums
schwächten und das Schicksal des
heilig-römischen Kaisers besiegel-
ten. Ein direkter Vergleich verbietet
sich.Doch auch die Auslieferung Mi-
losevic und die Eröffnung des Ver-
fahrens gegen ihn setzt nicht den
Schlusspunkt der Auseinanderset-
zung. Schon werden Bedenken laut,
wie schwierig es werden könne, die
Milosevic vorgeworfenen Verbre-
chen und seine Verantwortung zu be-
weisen. Ob und wie schwer es den
Nato-Staaten gemacht wird, ihre
blutige Strategie der Neuordnung
des Balkan durch das internationa-
le Gerichtsverfahren zu legitimie-
ren, hängt nicht zuletzt an Milosevic
und seiner Verteidigung ab. Er kann
im Verfahren die Verantwortung der
imperialen Großmächte, gerade

auch der BRD, an der Destabilisierung
der Region, an der Zerteilung Jugosla-
wiens, an Krieg und Vertreibungen, an-
gefangen von der verheerenden und fol-
genreichen Anerkennung der früheren
Teilrepublik Kroatien durch den dama-
ligen deutschen Außenminister Genscher
über die Unterstützung der kroatischen,
bosnischen, albanischen Bürgerkriegs-
parteien bis hin zu Rambouillet, wo die
Nato den Weg zu einer friedlichen Lö-
sung verbaute, und zu dem Verbrechen
des Angriffskrieges zur Sprache bringen.
Die Tatsache des Gerichtsverfahrens bie-
tet für den Kampf um die öffentliche
Meinung auch eine Chance. In diesem
Kampf geht es um Aufklärung und um
Normen,auch in den internationalen Be-
ziehungen. scc

Im angeblich „freundlichsten Gefängnis“ der Welt

wird Milosevic totaler Isolation unterworfen: Einzel-

zelle, Einzelhofgang im Käfig (Bild) 



Nach dreitägigem Streik  haben die Busfahrer auf Mallorca, Ibiza
und Menorca  ihre Kampfaktion am 2.7. für 14 Tage ausgesetzt. Wäh-
rend des Streiks ging praktisch kein Flug pünktlich ab. Über 500.000 Ur-
lauber saßen teils viele Stunden auf den Flughäfen fest.Die Gewerkschaft hat-
te ursprünglich 17% Lohnerhöhung für drei Jahre gefordert, die Busunterneh-
men schraubten ihr Angebot nach dem ersten Streiktag von 15 auf 16, am drit-
ten Streiktag auf 18% hoch. Doch während die Gewerkschaft das Angebot an-
nehmen will, sind die Streikenden dazu nicht bereit. Das Grundgehalt der Bus-
fahrer liegt gerade mal bei 1.700 DM/Monat. Um davon leben zu können, sind
sie auf Überstunden in der Hochsaison angewiesen. 80 Überstunden/Jahr sind
gesetzlich erlaubt, aber die meisten Busfahrer machen deutlich mehr Über-
stunden, manche bis zu 35 Stunden/Woche. Deshalb fordern die Busfahrer ne-
ben der allgemeinen Lohnerhöhung zum einen die Erhöhung des Überstun-
dengeldes von 12 auf 16,50 DM/Stunde, zum anderen die Reduzierung der Ar-
beitszeit und zwei freie Tage in der Woche. Die Überlastung in der Hochsaison
gehe nicht nur an die Substanz, sondern gefährde auch die Sicherheit.
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Kritik an EU-Flüchtlingspolitik
Die Parlamentarische Versammlung des
Europarates hat in einer aus Anlass des
50. Jahrestages der Genfer Flüchtlings-
konvention geführten Debatte die
Flüchtlingspolitik der EU bzw.ihrer Mit-
gliedsstaaten heftig kritisiert. Die 1951
aufgesetzte Genfer Flüchtlingskonven-
tion enthält eine international gültige
Definition des Flüchtlingsbegriffs und
verankert v.a. das Recht auf Schutz vor
Abschiebung oder zwangsweise Rück-
führung; sie wurde 1967 um ein Proto-
koll über die Rechtsstellung der Flücht-
linge ergänzt. – Gegenwärtig sind 35
Millionen Menschen auf der Flucht, in
Europa allein 7 Millionen. Die Zahlen
steigen, doch die europäischen Ländern
riegeln ihre Grenzen hermetisch ab. Die
Parlamentarische Versammlung be-
fürchtet, dass die angestrebte gemeinsa-
me Einwanderungspolitik die Flücht-
lingskonvention noch stärker unterlau-
fen soll, und beauftragte deshalb das Mi-
nisterkomitee, mit der EU Gespräche
aufzunehmen, um derartige Einschrän-
kungen zu verhindern. Die rigide Politik
gegen Flüchtlinge drückt sich auch in
den europäischen Zahlungen an die
UNHCR, das UNO-Hochkommissariat
für das Flüchtlingswesen, aus: Ihr Anteil
sank von 20% bei Gründung auf heute
nurmehr 5%.

Protest gegen ungarisches
Statusgesetz
Das neue ungarische Statusgesetz belas-
tet die Beziehungen zwischen Ungarn
auf der einen, Rumänien, der Slowakei
und potenziell auch Jugoslawien / Ser-
bien auf der anderen Seite schwer. Ins-
besondere Rumänien läuft gegen das Ge-
setz Sturm. Mit dem Gesetz, das ohne
vorherige Konsultationen mit den Nach-
barländern verabschiedet wurde, schafft
Budapest für die Angehörigen der unga-
rischen Minderheiten in den genannten
Ländern einen so genannten Ungarn-
Ausweis, der ihnen einen privilegierten
Sonderstatus garantiert.Zugleich nimmt
sich Ungarn das Recht, den Ausweis am
Wohnort der Betreffenden, also außer-
halb seiner eigenen Grenzen auszustel-
len. Das Statusgesetz stellt nicht nur ei-

ne grobe Einmischung in die Angelegen-
heiten der Nachbarstaaten dar, sondern
stachelt darüber hinaus den ungarischen
Revanchismus an, der eine Quelle schar-
fer Konflikte ist. In Rumänien hat man
nicht vergessen, dass Ungarn im zweiten
Weltkrieg mit Unterstützung des fa-
schistischen Deutschland einen Teil des
von ihm beanspruchten Territoriums an-
nektierte. – In Rumänien leben nach un-
garischen Angaben 1,7 Millionen, in der
Slowakei 500.000, in Serbien 350.000
und in der Ukraine 300.000 Menschen,
die sich „als Ungarn betrachten“.

Tschechien: Unterstützung für 
EU-Beitritt sinkt
Zwei Umfragen zufolge sprechen sich
nur noch 38 bzw. 39% der Bürgerinnen
und Bürger Tschechiens für einen Beitritt
zur EU aus. 1997 waren es acht Prozent
mehr.Einer der Umfragen zufolgte ist die
Ablehnung bei älteren Menschen und bei
Menschen in schlechten Lebensverhält-
nissen besonders hoch.

Russland: Neues Parteiengesetz
bedroht kleine Parteien
Durch ein neues Parteiengesetz, das in
der letzten Woche das russische Parla-
ment passierte,werden kleine und vor al-
lem regionale Parteien in ihrer Existenz
bedroht. Nach einer Übergangsfrist von
zwei Jahren behalten nur noch jene Par-
teien ihren Status, die mindestens 10.000
Mitglieder nachweisen können. Schwe-
rer wiegt, dass sie in über der Hälfte der
89 Provinzen Sektionen mit jeweils min-
destens 100 Mitgliedern nachweisen
müssen.

Diese Bedingungen erfüllen heute nur
einige wenige Großparteien. Das Gesetz
erleichtert nach Ansicht der Kritiker,
dass Behörden die Registrierung opposi-
tioneller Gruppen mit bürokratischen
Mitteln hintertreiben.Vertreter regiona-
ler Bürgerinitiativen,die z.B. für ein Pro-
vinzparlament kandidieren wollen,müs-
sen zukünftig in halb Russland Mitglie-
der werben,um den Parteienstatus zu er-
halten. Das zwingt sie praktisch, sich ei-
ner bestehenden, in der Regel stark zen-
tralistisch aufgebauten gesamtrussi-
schen Partei anzuschließen.

Österreich: Schwere Vorwürfe gegen
Justizanstalt Krems Stein
Die Wiener Stadtzeitung Falter hat in ei-
nem umfassenden Gefängnis-Report u.a.
enthüllt, dass sich im größten österreichi-
schen Gefängnis Krems Stein eine sog.
„Saunazelle“ für „renitente“ Häftlinge
befindet, die völlig leer, ausbetoniert und
nur des Nachts mit einer Matratze ausge-
stattet ist, die in der Früh von Beamten
weggenommen wird. Nach Angaben von
Häftlingen soll diese Zelle auf bis zu 70
Grad aufgeheizt werden. Die Häftlinge
werden nackt in die Zelle verbracht. „Da
kannst du nicht einmal stehen, es ist so
heiß, dass du völlig austrocknest, Wasser
bekommst du nur alle paar Stunden“, so
ein Gefangener. Ein Justizbeamter zy-
nisch: „Wir heizen ja nur ein, damit den
Nackerten nicht kalt wird.“ Das Justiz-
ministerium kündigte eine sofortige
Untersuchung der Vorwürfe an.

Pepe Rei ist frei
Der Chefredakteur der baskischen Zeit-
schrift Ardi Beltza ist frei. Der vierte Se-
nat des Nationalen Gerichtshofes ver-
warf den Vorwurf, Rei würde mit seiner
journalistischen Arbeit der ETA die Zie-
le vorgeben,und folgte damit dem Antrag
der Verteidigung, dass es dafür keine Be-
weise gibt. Dabei erklärten die Richter
ausdrücklich, die Reportagen in Ardi
Beltza seien legitim und stünden in kei-
nem Zusammenhang mit terroristischen
Aktionen. Fünf Monate saß Rei trotz ei-
ner schweren Herzkrankheit im Gefäng-
nis. Der berüchtigte Richter Garzón hat-
te ihm zuletzt vorgeworfen, selbst Mit-
glied der ETA zu sein, obwohl bei drei
vorhergehenden Verhaftungen nicht ein-
mal der Vorwurf,Rei unterstütze die ETA,
nachgewiesen werden konnte. Die Frei-
lassung Reis ist also ein Erfolg.Trotzdem
hatten (wir berichteten) die Mitarbeiter
von Ardi Beltza während der Inhaftie-
rung Reis das Projekt beendet und eine
neue Zeitung, Kale Gorria (Kale Gorria
heißt sowohl „Rote Straße“ wie „die
Rausgeworfenen“) gegründet, sicher-
heitshalber im Exil, d.h. im französi-
schen Teil des Baskenlandes. (Quelle: An-
gehörigen Info)

Zusammenstellung: scc
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Erneut staatliche Unterdrückung 
gegen kurdische Gruppen
MANNHEIM, MÜNCHEN. Am 29. Juni bra-
chen in Mannheim etwa 150 kurdische
Jugendliche zu einem Friedensmarsch
nach Straßburg auf unter dem Motto
„Anerkennung der politischen und kul-
turellen Rechte der Kurden – Demokra-
tie in der Türkei!“ Auf einem Feld in dem
Dorf Berwangen in der Nähe Heilbronns
wurden die Jugendlichen am 2. Juli fest-
gesetzt. Begründung: die Jugendlichen
zeigten Plakate mit dem Abbild des
PKK-Vorsitzenden Öcalan und der Auf-
schrift „Freiheit für Abdullah Öcalan“
sowie Fahnen und Stirnbänder in den
kurdischen Farben; außerdem würde die
Teilnahme von einigen minderjährigen
Jugendlichen gegen das Jugendschutzge-
setz verstoßen. Ein weiterer Punkt ist der
Vorwurf, dass es auf der Marschroute
keine Schlafplätze gebe. Der Friedens-
marsch wurde einen Monat vorher bei
den zuständigen Behörden angemeldet,
eine schriftliche Genehmigung jedoch
erst mit Beginn der Aktion am 29. Juni
erteilt. Nach Informationen der Veran-
stalter sind bis jetzt alle angefragten
Übernachtungsmöglichkeiten abgelehnt
worden.

Am gleichen Tag wurde eine zuvor an-
gemeldete und genehmigte Kundgebung
in München im Zusammenhang mit der
europaweiten Kampagne zur Anerken-
nung der politischen und nationalen
Identität der Kurden von der Polizei ver-
boten und die Versammlungsleiter fest-
genommen. Ihnen wird vorgeworfen, mit
dieser Demonstration gegen das Betäti-
gungsverbot der PKK verstoßen zu ha-
ben. Gleichzeitig haben zahlreiche Poli-
zeikräfte in Anwesenheit eines Staatsan-
waltes das kurdische „Med-Kulturhaus
e.V.“ in München durchsucht.

Diese Ereignisse lassen den Schluss zu,
dass Bundes- und Landesbehöden an ei-
nem repressiven Umgang mit der kurdi-
schen Bevölkerung festhalten und jegli-
che politische Artikulation und Aktivität

im Keim ersticken wollen. Die Gruppe
AZADI, Rechtshilfefonds für Kurdinnen
und Kurden in Deutschland, ruft deshalb
die demokratische Öffentlichkeit auf, ge-
gen diese Politik des Verbietens und
Unterdrückens zu protestieren.

www.nadir.org/nadir/initiativ/azadi/

Antirassistisches Grenzcamp im
Rhein-Main-Gebiet vom 27.7 – 5.8
FRANKFURT A.M. Das vorläufige Pro-
gramm sieht so aus: 27.7. Aufbau des
Camps. 28.7. Infostände und Verteilung
der Campzeitung, Sternfahrt mit Kund-
gebungen über mehrere Routen in Frank-
furts City. 29.7. Tagsüber am Flughafen
„Musik gegen Grenzen“, Präsentation
der Plakatausstellung gegen die Depor-
tation-Class der Lufthansa, 16/17 Uhr
Begrüßungsveranstaltung für die Men-
schen vor Ort, abends im Camp: „jeder
mensch ist ein experte“, Diskussion zum
modernisierten Grenzregime. 30.7. Um
14 Uhr Workshop „Einwanderungsde-
batte und soziale Revolution“, abends in
der Stadt Diskussion zu Entschädi-
gungszahlungen an ZwangsarbeiterIn-
nen, abends im Camp Dia-Vortrag zum
Thema „rassistische Kontrollen und
Ausgrenzung“, außerdem Präsentation
der Camps in Spanien, Slowenien, Polen,
der Aktionstage gegen den G-8-Gipfel in

Genua und Diskussion des Vernetzungs-
projektes „noborders“. 31.7. 15 Uhr Füh-
rung auf dem „Historischen Lehrpfad“
zum KZ Außenlager Walldorf, Aktionen
zum Thema ZwangsarbeiterInnen. 1.8.
Tagsüber dezentrale Aktionen in der
Frankfurter City gegen rassistische Kon-
trollen und Überwachungskameras, In-
fostände und „Spiele ohne Grenzen“ in
verschiedenen Stadtteilen, abends am
Frankfurter Hauptbahnhof ein „Attack-
Kontrollraum“-Happening. 2.8. Aktio-
nen und Diskussion zur Residenzpflicht.
3.8. 10-13 Uhr „Tod im Transit“ – inter-
nationales Hearing gegen Internierung
und Abschiebung am Flughafen, abends
Veranstaltung vom Bündnis gegen Rechts
Leipzig zu Antifaschismus und Antiras-
sismus. 4.8. Überregionale Demonstra-
tion gegen Internierung und Abschie-
bung, Kundgebung im Flughafentermi-
nal, abends Abschlussplenum.

www.aktivgegenabschiebung.de

11. Juli – weltweiter Aktionstag
gegen Exxon Mobil (Esso)
BONN. Die Aktion richtet sich gegen den
größten US-Konzern, der sich am klar-
sten gegen den Klimaschutz positioniert
hat. Exxon Mobil (Esso) verteilt weiter-
hin Geld an Treibhaus-Skeptiker, hat
Millionen für bagatellisierende Anzei-

genkampagnen ausgegeben
und war einer der größten
Geldgeber für die Wahlkam-
pagne von Bush. Esso hat ei-
nen verheerenden Ruf, wenn
es um die Themen Menschen-
rechte und Umweltschutz
geht. Die von Greenpeace und
Friends Of The Earth unter-
stützten Proteste finden im
Vorfeld der Weltklima-Konfe-
renz Mitte Juli in Bonn statt.
Die Forderungen an Exxon
Mobil (Esso) lauten: • Unter-
stützung des Kyoto-Protokolls
zur Reduzierung der Emmis-
sionen von Treibhausgasen •

STUTTGART. Am 18. Juni nahmen mitten am
Tag um 14 Uhr ca. 2000 Eltern, Kinder und
ErzieherInnen an der Aktion für bessere Be-
treuungsmöglichkeiten von Kindern in
Stuttgart teil. Aufgerufen hatten zur De-
monstration und Kundgebung die Gewerk-
schaft ver.di , der Gesamtelternbeirat und
die Initiative Kinderbetreuung. Der Zug
ging vom Schlossplatz zum Rathaus, wo ge-
rade der Jugendhilfeausschuss tagte. Dem
wurden im Anschluss an die Kundgebung
die Forderungen übergeben: Keine größeren
Gruppen,sondern neue Gruppen,Schaffung
von Krippenplätzen, Förderung freier Ein-
richtungen, Entwicklung einer durchgängi-
gen Betreuungslinie für alle Kinder,Verbes-
serung der Personalsituation, keine Erhö-
hung der Gebühren bei schlechterer Be-
treuung. Am 9. Juli wird die Verwaltung zur
bisherigen Entwicklung Stellung nehmen.

Kommunale Berichte Stuttgart
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Kein Engagement mehr für Ölbohrungen
in arktischen Naturschutzgebieten und
anderen öffentlichen Flächen • Zustim-
mung zu einer Untersuchung der inter-
nationalen Menschenrechtskommission
und Befolgung der Kommissionsbe-
schlüsse • Beendigung aller neuen Ölsu-
chen, stattdessen Investitionen in erneu-
erbare Energien. www.linkeseite.de

Konferenz der Friedensbewegung
beschließt Fahrplan für Kampagne
FRANKFURT A.M. Mitte Juni trafen sich in
Frankfurt ca. 70 VertreterInnen von über
30 Friedensorganisationen zu einer Ak-
tionskonferenz. Sie verständigten sich
auf eine bundesweite Kampagne mit drei
Schwerpunkten: 1. Der 1. September
(Antikriegstag) und die im Herbst anste-
henden Haushaltsberatungen im Deut-
schen Bundestag sollen dazu genutzt
werden, den Skandal angeblich leerer
Kassen bei gleichzeitig großzügiger Ali-
mentierung einer Angriffsarmee öffent-
lich zu machen. Kamen nämlich in den
80er Jahren, also noch in der Hochzeit
militärischer Blockkonfrontation, rech-
nerisch 1,1 Millionen DM Verteidigungs-
ausgaben auf einen Soldaten, so sind es
heute 1,4 Millionen. Die Friedensbewe-
gung wird vor der Haushaltsabstimmung
eine erste Rate ihrer Unterschriften un-
ter den bundesweiten Appell „Kriege
verhindern – Einsatzkräfte auflösen“ in
Berlin überreichen.2.Der Verfassungstag
im kommenden Jahr, der 23. Mai 2002,
soll dazu genutzt werden, auf die Verfas-
sungswidrigkeit der Bundeswehrreform
aufmerksam zu machen. An ausgewähl-
ten Bundeswehrstandorten der „Einsatz-
kräfte“ sind Aktionen geplant, nach
Möglichkeit werden auch Rüstungsbe-
triebe einbezogen, die an der Produktion
von Angriffswaffen beteiligt sind. Eine 2.
Rate der Unterschriften soll dem Peti-
tionsausschuss des Bundestags über-
reicht werden. 3. wird das Thema in den
Bundestagswahlkampf 2002 einge-
bracht. Der Bundesausschuss Friedens-
ratschlag wird hierfür rechtzeitig Wahl-
prüfsteine und Forderungen an Parteien
vorlegen. www.uni-kassel.de/fb10/frieden

Richter verurteilt Dortmunder Initi-
ative „Bürger beobachten den BGS“
DORTMUND. Vor fast einem Jahr beobach-
tete Markus B. auf dem Dortmunder
Hauptbahnhof, wie BGS-Beamte nicht-
deutsch aussehende Menschen kontrol-
lierten. Dieses Vorgehen veranlasste ihn,
nachzufragen, ob nach Hautfarbe kon-
trolliert werden würde. Mit dem Resul-
tat, dass er auf die Wache kam und An-
zeige wegen Beamtenbeleidigung gestellt
wurde. Die Ausgangsfrage des die jetzi-
ge Verhandlung am Dortmunder Amtsge-
richt leitenden Richters Jersch war: „Was
hat Sie es zu interessieren, dass Auslän-
der kontrolliert werden? Es laufen ja
schließlich genug rum, ohne Ausweis.“
Ein Zeuge gab an,er habe sich gestört ge-

fühlt, trotz Aufforderung habe der Ange-
klagte nicht „Luft zwischen sich und uns
gebracht“. Bei der Taschenkontrolle auf
der Wache habe man PDS-Aufkleber
„Nazis raus aus den Köpfen“ zu Tage ge-
fördert. Man fühlte sich vom Angeklag-
ten beleidigt, der die Beamten ausge-
rechnet im Nazijargon „Ausländerjäger“
und „Waffen-SS“ genannt haben sollte.
Ein weiterer Zeuge ergänzte, er habe sich
seinen Eindruck vom Angeklagten im
Internet gemacht, wo man von der Initi-
ative „Bürger beobachten den BGS“, der
Markus angehört,lesen könne.Allerdings
bescheinigte er seinem Kollegen, sich un-
angemessen dem Angeklagten gegenüber
verhalten zu haben. Richter Jersch be-
gnügte sich noch nicht einmal mit der
„Beweisführung“ der Staatsanwalt-
schaft, die auf Den-Zeugen-vom-BGS-
glauben beruhte, und das vage eingefor-
derte Strafmaß von 750 DM. Richter
Jersch nahm die Aussage des Staatsan-
walts auf,„wenn jeder Anzeige wegen des
Verhaltens der BGS-Beamten machen
wollte,dann wären die Kollegen nur noch
hier“ und statuierte ein Exempel. Er ver-
urteilte Markus zu 1.400 DM. Es muss
richtig wehtun,denn „was hat er sich ein-
zumischen.“ Aus dem Bericht von Astrid
Keller, MdR der Stadt, Linkes Bündnis
Dortmund www.antifaschistinnen.de

Desertiert aus allen kriegführenden
Armeen! Gericht: Das ist kein Aufruf
BERLIN. Das Berliner Kammergericht hat
in einem Verfahren wegen Aufruf zu De-
sertion die Revision der Staatsanwalt-
schaft Ende Juni 2001 abgewiesen. Ralf
Siemens von der Berliner
Kampagne war vor einem
Jahr durch das Landge-
richt Berlin von dem Vor-
wurf freigesprochen wor-
den, Soldaten der Bundes-
wehr zur Desertion aufge-
rufen zu haben. Es ging da-
bei um ein Plakat der Kam-
pagne, das die Aufforde-
rung enthielt „Desertiert
aus allen kriegführenden
Armeen“. Hintergrund ist
die Auffassung der Kam-
pagne, dass jeder Soldat
der Bundeswehr das Recht
und die Pflicht hat, völker-
rechtswidrige und grund-
gesetzwidrige Befehle zu
verweigern. Wie die Ge-
richte in den Vorinstanzen
hat auch Richter Dr. Die-
trich vom Berliner Kam-
mergericht es abgelehnt,
sich mit der alles entschei-
denden Frage, der der Völ-
kerrechtswidrigkeit des
Krieges gegen Jugoslawien
zu beschäftigen. Er bestä-
tigte den Freispruch der
Vorinstanz, äußerte aber
Zweifel daran, dass die
Soldaten den Aufruf über-

haupt als solchen hätten erkennen kön-
nen. Deshalb sei die Frage, ob Soldaten
mit Desertion und Befehlsverweigerung
eine Straftat begangen hätten, für ihn
ebenso irrelevant wie die Frage der Völ-
kerrechtswidrigkeit. Der Freispruch ist
rechtskräftig.

Im Verfahren gegen Volker Böge,der als
Unterzeichner eines in der taz veröffent-
lichten Desertionsaufrufs verurteilt wor-
den war, wurde die Verurteilung mit der
gleichen Begründung – der Aufruf sei
kein Aufruf gewesen  – ebenfalls aufge-
hoben. Gegen Böge wird vor dem Land-
gericht erneut verhandelt werden.

Die Auffassung der Berliner General-
staatsanwaltschaft, dass Soldaten auch
im Falle eines rechtswidrigen Krieges die
Truppe nicht verlassen dürfen, bleibt
rechtlich unangetastet. Kampagne gegen
Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär

www.kampagne.de/presse/

Protestaktionen bei der Hauptver-
sammlung der Lufthansa AG
KÖLN. Mit Flugblättern und Straßenthe-
ater am Eingang der Aktionärsversamm-
lung, Aufspannen von Transparenten
während des Auftritts von Aufsichtsrats-
vorsitzenden und den Versuchen von kri-
tischen Reden als Aktionäre wurde die
Lufthansa mit dem Widerstand gegen ih-
re Abschiebehilfe konfrontiert. Parallel
dazu blockierte eine 2-stündige Online-
Demonstration die Webseite der Luft-
hansa an diesem Morgen so, dass 10 Mi-
nuten kein Zugriff auf die Seite möglich
war. Ausführliche Berichte dazu auf der
Website http://go.to/online-demo

Bilder von Arbeiterfotografie, Info:www.arbeiterfotografie.com
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I n München läuft zur Zeit der Prozeß gegen die Skindheads, die vor eini-
gen Monaten versucht hatten, einen Griechen  auf offener Straße totzu-
schlagen. In diesem Verfahren sind die jungen Männer aus der Türkei, die damals den Skins in die Arme fielen und das Schlimm-

ste verhindern konnten, wichtige Zeugen. Seit damals ihre vollen Namen, Adressen und Abbildungen auf einer Internetseite er-
schienen, können sie nicht mehr normal leben, Sie wurden bedroht, im Betrieb gekündigt. Aber sie bleiben bei ihren Aussa-
gen, und so kann der Prozess weitergehen. So kam heraus, daß die Burschenschaft „Danubia“ direkt nach der Tat einem der
Täter Unterschlupf gewährte und in Ausland weiterhalf (s.u.). Im Stadtrat protestierten die Grünen und an der Uni der AS-
tA. Das Landesanmt für Verfassungsschutz berichtete, dass es im rechtsextremen Lager eine Strategie der Ausnutzung der
Burschenschaften gibt. Die Staatsanwaltschaft redete von Ermittlungen. Aber so wie die Danuben dem Skin-Head  weit-
halfen, finden jetzt die Danuben Unterschlupf bei der Uni-Leitung. Die die studentische Vollversammlung protestiert dage-
gen. Die Danuben lachen sich eins. Das alles ist möglich, weil der geistige, inhaltliche Zusammenhang zwischen den kon-
servativen Honoratioren, den strammen Burschen und den Straßenschlägern so schwer zu fassen ist. Der der bundesweite
Kongress, „Alte Herren – Neue Rechte. Schattenseiten der Universität“ den der AStA am  7. – 8. Juli 2001 in der Universität
München (Leopoldstr. 13) durchführt, kann da weithelfen. Unter anderem referiert dort der renommierte Autor Dietrich
Heither über „Burschenschaften als Brutstätte einer rechten Elite“. (Programm: http://www.stuve.uni-muenchen.de/kongress). (maf)

Bündnisgrüne München

„Braunen Sumpf in München
endlich trocken legen!“

München, 19.6. Die Rolle der rechtsextremen
Burschenschaft Danubia, die dem Haupttä-
ter des Skinhead-Überfalls in der Zenetti-
straße am 13. Januar Unterschlupf gewähr-
te, wird nun den Stadtrat beschäftigen. 

Antrag zur dringlichen Behandlung für
den Kreisverwaltungsausschuß vom 17.
Juli 2001: 

1. Dem Kreisverwaltungsausschuß wird
ausführlich über die Rolle der Burschen-
schaft Danubia im Zusammenhang mit
der Flucht des mutmaßlichen Haupttä-
ters des Skinheadüberfalls vom 13. Ja-
nuar diesen Jahres in der Zenettistraße
berichtet.
2. Desweiteren wird dargestellt, welche
Konsequenzen es für die Danubia hat,
daß eines ihrer Mitglieder die Skinhead-

Geburtstagsfeier vom 13. 1. 2001 mit or-
ganisiert hat.
3. Es wird dargelegt, welche weiteren
Erkenntnisse das KVR über die Bur-
schenschaft Danubia hat.
4. Es wird dargelegt, welche Mittel das
KVR sieht, um gegen diese Burschen-
schaft vorzugehen.

Begründung: Wie der Presse vom heuti-
gen Tag zu entnehmen war, hat der ver-
mutliche Haupttäter des Skinheadüber-
falls vom 13. Januar diesen Jahres im Ge-
bäude der Danubia in Bogenhausen
Unterschlupf gefunden. Die Burschen-
schaft Danubia ist kein unbeschriebenes
Blatt: Die Burschenschaft Danubia, im
Danubenhaus in der Möhlstraße 21, wur-
de 1848 gegründet, wiedergegründet
1949. Die Münchner Burschenschaft Da-
nubia ist Mitglied der Deutschen Bur-
schenschaft, wo sie zum äußersten rech-
ten Rand gehört. 1989 findet im Danu-
benhaus die Gründung des (kurzlebigen)

Republikanischen Hochschulverbandes
(RHV) statt, des Hochschulverbandes der
Partei Die Republikaner. In der Fest-
schrift zum 140.Stiftungsfest,1988,heißt
es: die Danubia hält eine Diskussion um
die Größenordnung der Massenmorde an
Juden im Nationalsozialismus für legi-
tim, denn „die Quantität spielt gerade
hier eine enorme Rolle, da sie sich un-
mittelbar in Qualität umsetzt.“ Die
Schuld des „Dritten Reiches“ am Aus-
bruch des 2. Weltkrieges wird bestritten,
und die Nürnberger Prozesse „können
wegen der Fragwürdigkeit des Verfahrens
nicht als Beweise dienen.“ (ebda.) Weiter-
hin heißt es in dieser Festschrift: „Der
Gefahr der Nivellierung der europäi-
schen Völker, ja der Gefahr der Verwand-
lung der europäischen Bevölkerung in ei-
nen kosmopolitischen Menschenbrei
(womöglich in rosaroter Sauce) muß ent-
schlossen und vorausschauend begegnet
werden …“ Ende der 80er und Anfang der
90er Jahre kurzfristige Mitarbeit in der

AStA München

Münchner Burschenschaften decken
rassistischen Mordversuch!
Jüngst erst warnte der AStA der Uni
München in einer Presseerklärung vor
dem rechtextremen Potential der Bur-
schenschaften, die in München in dem
Verband AMC (Assoziation Münchner
Corporationen) zusammengeschlossen
sind. Der AStA forderte darin die Uni-
Leitung auf, die Schaukästen, die seit
1975 kostenlos der AMC überlassen
werden, abzuschaffen. Die AMC regelt
übrigens „einvernehmlich“ die Auftei-
lung der Schaukästen an 17 verschie-
dene Verbindungen, u.a. die Danubia,
Teutonia und Sudetia, die alle seit lan-
gem als rechtsextrem bekannt sind.

Als sich nun herausstellte, dass Bur-
schenschaftler nicht nur an dem Über-
fall auf den 31-jährigen Münchner Ar-
temios beteiligt waren, sondern auch
den Haupttäter nach dem Überfall vor
der Polizei versteckt hielten, sind unse-
re schlimmsten Befürchtungen bei wei-
tem übertroffen worden. Wir fordern
die Universität hiermit auf, jeglichen
Kontakt zu den Verbindungen abzubre-
chen und unverzüglich deren Schaukäs-
ten zu leeren. Andernfalls wird der AStA

mit geeigneten Mitteln dafür sorgen,dass
die Studierenden nicht mehr von der Pro-
paganda der Verbindungen belästigt wer-
den.

Die Hochschulleitung schützt die 
Burschenschafter
Die Hochschulleitung hat ihr wahres Ge-
sicht gezeigt: auf der heutigen Rekto-
ratssitzung wurde beschlossen, der For-

derung des AStA nach Abschaffung der
Burschenschaftsschaukästen in der Uni-
versität nicht nachzukommen. Zwar hat

man heute die Informationen der Danu-
ben daraus entfernt, jedoch möchte das
Rektorat die restlichen Verbindungen
nicht vor den Kopf stoßen. Dabei spielt
es wohl eine wichtige Rolle, das in der
Hochschulleitung selbst einige „Alte
Herren“ sitzen,die sich immer noch nicht
von den Studentenverbindungen distan-
zieren. Rektor Prof. Heldrich selbst war
im letzten Jahr Schirmherr des 50-jähri-
gen Bestehens des „Convent Deutscher

Akademikerverbände (CDA)“ in dem
u.a. die Danubia organisiert ist.

Der AStA hat daraufhin in einer
spontanen Verschönerungsaktion die
Schaukästen der Verbindungen mit
Plakaten überklebt, die u.a. zu dem
Kongress „Alte Herren – Neue Rechte.
Schattenseiten der Universität“ aufru-
fen oder die Parole „Faschismus trägt
viele Farben“ tragen.

Wir fordern das Rektorat dringend
auf, sich von den Verbindungen endgül-
tig zu distanzieren.

Manche Verbindungen möchten sich
zwar von den in der Öffentlichkeit als
rechtextrem bekannten Burschen-
schaften distanzieren, pflegen jedoch

schon immer freundschaftliche Bezie-
hungen zu den Neonazis. Das sieht man
auch daran, dass auf der Homepage der

Br
ut

stä
tte

einer rechten Elite
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EISENACH. Jena ist wie Eisenach traditio-
nell eine Hochburg der Burschis. Überall
trifft man sie. Korporierte mit ihren bun-
ten zeitlosen Kostümen, ihren imposan-
ten Haudegen und ihren unwidersteh-
lichen windschlüpfrigen Mützen (…)
Aber sind Burschenschaften wirklich nur
ein Männertraditionsverein mit einem
schlechten Geschmack? Nach ihrer
Selbsteinschätzung sehen sich Burschen-
schafter sehr wohl auch als politisch-
konservative Vereinigung.Was konserva-
tiv dabei bedeutet, zeigt sich in ihren Ver-
anstaltungen in Jena. Von Themen wie
„Germanenstämme in Mitteleuropa“ bis
zu Veranstaltungen mit führenden
rechtsextremen Publizisten wie Peter
Dehoust über „Wiedergutmachung und
kein Ende“ ist alles dabei. Der angehen-
de Bursche hat hier die Wahl der Qual.
Ganze 5 Burschenschaften buhlen in Je-
na um seine Gunst.Entweder entscheidet
er sich für politisches Engagement in der
rechtsextremen „Normannia“, die
auch keine Berührungsängste mit der
NPD oder dem militanten „Thürin-
ger Heimatschutz“ hat oder aber er
belässt es beim Gehirnwegsaufen
und gelegentlichen Vorträgen über
unsere ach so lange und segensrei-
che deutsche Geschichte bei der
Burschenschaft „Germania“. Egal
für welche Mann sich letztendlich
entscheidet,gemeinsam ist allen Bur-
schenschaften Nationalismus, Ras-
sismus, Sexismus und Militarismus.

Mit diesen Ismen stellen sich die Bur-
schis in eine lange Tradition von Elitetum
und Seilschaften, Männerbündelei und
Homophobie,Deutschnationalismus und

Stammtischparolen, Ehre,Treue, Pflicht,
die ganze verschissene Obrigkeitshörig-
keit, Preussen, Gloria, hurra  wir sind
wieder wer. Geschichtsvergessen, ge-
schichtsbesessen basteln sie an der soge-
nannten „nationalen Identität“ und ste-
hen eigentlich allem entgegen, was das
Leben schön machen könnte: soziale
Gleichheit, Solidarität ohne Leistungs-
prinzip, eine Gesellschaft ohne Ras-
sismus, ohne Diskriminierung und den
latenten Hass gegen das angeblich Frem-
de, ohne kapitalistische Selbstzüchti-
gung, ohne Volk, Staat,Vaterland. So sind
die auffallenden dicken Narben im Ge-
sicht der Burschis nicht nur hässlich,son-
dern auch ein Zeichen für ihre Art von
Konfliktbewältigung. Wenn Ehre und
Mut sich nur herstellen lassen, indem
man sich gegenseitig rituell mit dem De-
gen eine Narbe verpasst, spricht dass
doch sehr für einen Fetisch für das Mili-
tär.Gegen den Vorwurf des Sexismus ver-

teidigen sich die Burschen gelegent-
lich so: „Wir sind ein reiner Män-
nerverein. Wir wollen auch mal
unter uns sein.“  

Politisch bekennen sich die
Burschis zu einem völkischen
Revanchismus. So ist es auch
nicht verwunderlich, dass für
die Burschenschafter die EX-

DDR zu „Mitteldeutschland“
mutiert und die bekenntnisvertrie-

benen Jungmänner Ostpreußen und
das Sudetenland zurückfordern. Alles in
allem ist das mehr als ein harmloser Kar-
nevalsverein. (…) Wir halten’s mit Monty
Python: Werft die Purchen zu Poden!

www.japs-jena.de/antifahg 

Partei die Republikaner. Das Handbuch
Deutscher Rechtsextremismus schreibt:
„Die Danubia muß als rechtsextreme
Kaderschmiede für den Hochschulbe-
reich bezeichnet werden … Ihre Mitglie-
der beteiligen sich an zentralen Projek-
ten des bundesdeutschen Rechtsextre-
mismus …“ (S. 324)

Die Danubia veranstaltete in letzter
Zeit wiederholt Veranstaltungen mit be-
kennenden Rechtsextremisten wie Horst
Mahler. Die Danubia steht traditionell
am rechtsextremen Rand. (…) Es hat sich
wieder einmal gezeigt, daß es sehr wohl
ein Zusammenwirken zwischen den ver-
schiedenen rechtsextremen Gruppierun-
gen in München gibt. Der Münchner
Stadtrat sollte über diese Organisation
genauestens informiert werden und dis-
kutieren können, wie gegen diese Orga-
nisation vorgegangen werden kann.

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – rosa
Liste, Initiative: Siegfried Benker

Danubia mehrere Beiträge anderer Bur-
schenschaftler zu lesen sind, die die Da-
nuben beglückwünschen. Ein Autor der
Jungen Freiheit macht den Faschisten mit
der Parole „durchhalten!“ Mut. Die
Rechten haben es schließlich nicht nötig,
die Burschenschaften zu „unterwan-
dern“, da mit der Niederlage der bürger-
lichen Revolution 1848 auch die letzten
Reste fortschrittlicher Ideen aus den Bur-
schenschaften verschwanden und späte-
stens seit Mitte der 70er Jahre der völ-
kisch-nationalistische Flügel in den
Dachverbänden die Führung übernom-
men hat.

AStA, Philip Bauer, 1.Vorsitzender

Vollversammlung verurteilt 
Hochschulleitung 
Auf der Vollversammlung der Studieren-
den der Universität München wurde heu-
te folgende Resolution einstimmig ver-
abschiedet:

Die Studierendenvollversammlung
der Universität München distanziert sich
scharf von jeder Form von Chauvinismus,
Sexismus,Nationalismus,Rassismus und
Antisemitismus.

Es ist offensichtlich, dass die Münch-
ner Verbindungen, sofern sie nicht selbst
dem rechtsextremen Spektrum zuzuord-
nen sind, doch mit rechtsextremen Ver-
bindungen kooperieren, mit denen sie in
Dachverbänden organisiert sind.

• Wir fordern ein Verbot jeglicher Ak-
tivität studentischer Verbindungen an
der Universität.

• Wir verurteilen auf Schärfste das
Verhalten der Hochschulleitung und for-
dern sie auf, jeglichen Kontakt mit den
Verbindungen abzubrechen.

• Die Schaukästen der Verbindungen
müssen sofort der Studierendenvertre-
tung zur Verfügung gestellt werden.

•

Demonstration „United against Burschis“ am 9.6.01 in Eisenach – Redebeitrag 

der Antifaschistischen Hochschulgruppe Jena

„Wir halten’s mit Monty Python: Werft die
Purchen zu Poden!“

Internet-Beitrag bei indymedia soll inkriminiert werden

Burschenschaft betreibt Anti-Antifa-Arbeit

SSiiee
ttrraaggeenn  ddiiee
SScchhmmiissssee  

iimm  GGeessiicchhtt,,
ddeennnn  aauuff

ddeemm  HHiinntteerrnn  
ssiieehhtt  mmaann’’ss  

nniicchhtt
LLuuddwwiigg  
TThhoommaa

AACHEN. Auf Betreiben der faschistischen
Aachener Burschenschaft „Libertas Brünn“
hat die Anwaltskanzlei Brandner & Hent-
schel, Gera, in anwaltlicher Vertretung des
Dr. Horst Hensel eine Unterlassungsklage
gegen die Fachschaft Philosophie an der
RWTH Aachen angedroht. Hensel ist Vor-
standmitglied des „Verein deutsche Sprache
e.V.“ (VDS) und hat bisher u.a. in der neu-
rechten „Junge Freiheit“ publiziert.  (S.a.
http://www.dir-info.de/nachrichten/info-
links/ 01/03/0103011a4f826e.htm)

Die „Libertas Brünn“ spielt eine heraus-
ragende Rolle in der Aachener Neonazi-
Szene. Im vergangenen Jahr haben auf
dem Haus der „Liberten“ u.a. die NPD-
Führungskader Horst Mahler und Jürgen
Schwab Vorträge gehalten.Die angedroh-
te Unterlassungsklage bezieht sich auf

einen Beitrag, der bei indymedia veröf-
fentlicht worden ist und mit „Fachschaft
7/1 Aachen“ unterzeichnet war. Ange-
griffen wird unter anderem die Behaup-
tung, Hensel sei „in den letzten Jahren
fast ausschließlich vor ,intellektuell-
rechtsextremen‘ HörerInnen“ aufgetre-
ten. Über die Richtigkeit dieser und der
anderen angeblichen falschen Behaup-
tungen können wir nichts sagen, eine
Internet-Recherche unsererseits ergab
jedenfalls keine Ergebnisse, die von der
Darstellung des Beitrags bei indymedia
abweichen. Juristisch wäre eine solche
Unterlassungsklage allerdings so oder so
unerheblich. Mal vorausgesetzt, der Bei-
trag bei indymedia stamme tatsächlich
von der Fachschaft Philosophie (woran es
für uns keinen Grund zu zweifeln gibt) –
diese Fachschaft setzt sich immerhin aus
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Protest gegen Atommüllager. AUGS-
BURG.Über 2500 protestierten am 24.Ju-
ni gegen den geplanten Bau des
Zwischenlagers in Gundremmingen
(Kapazität: 192 Castorbehälter). Die
Augsburger Grünen haben die Stadt in
einem Antrag aufgefordert,Einwendun-
gen gegen diesen Bau zu erheben. In der
Begründung für ihren Antrag heißt es;
„Der Atomabfall ist da – Ergebnis
grundsätzlicher falscher Entscheidu-
gen, die hier nicht Gegenstand dieser
Einwendungen sein können und nicht
auf dem Rücken Dritter „gelöst“ werden
können. Da aber bei dem geplanten La-
ger in vielfacher Art und Weise gegen
grundlegende Sicherheitsanforderun-
gen verstoßen werden soll, die Betreiber
offenbar mehrere Jahrzehnte lang
Atommüll weiter produzieren wollen
und die Frage eines dauerhaft verant-
wortbaren endgültigen Verbleibs der
dortigen abgebrannten Brennelemente
unbeantwortet bleibt, muss die Stadt
Augsburg im Sinne einer Vorsorge für ih-
re Bürgerinnen und Bürger gegen das
Atommüllager Einwendungen gegen
den beabsichtigten Bau dieses
Zwischenlagers erheben.“ 

www.gruene.de/augsburg/

Kommunaler Zuschlag auf die Ein-
kommensteuer.BERLIN.In die neue De-
batte um die Abschaffung der Gewerbe-
steuer hat sich am 28. Juni auch der Prä-
sident des Deutschen Industrie- und
Handeskammertages (DIHK) einge-
schaltet. Werde die Gewerbesteuer ab-
geschafft, könnten die Kommunen einen
Zuschlag auf die Einkommensteuer er-
halten, so sein Vorschlag. Zunächst soll-
te dieser Zuschlag nur von der Wirt-
schaft verlangt werden, später könne er
auf alle ansässigen Bürger ausgeweitet
werden. Über die Steuer habe der Bür-
ger ein größeres Interesse, sich als Teil
der Kommune zu verstehen. Dies sei
wichtig, um den Wettbewerb der Regio-
nen zu stärken. Ein Rahmengesetz kön-
ne die Belastung nach oben begrenzen,
unterhalb der Grenze könnten die Kom-
munen den Hebesatz selber festlegen.
Steuerfachleute des Verbandes erwar-
ten, dass das Bundesfinanzministerium
noch im Herbst eine Arbeitsgruppe ein-
richtet, die die Reform vorbereitet.

www.dihk.de, FAZ, 29. Juni 2001

Gegen Schnellschuss bei der Ge-
werbesteuerreform. BERLIN. Der
Deutsche Städte- und Gemeindebund
weist darauf hin, wie wichtig das Ge-
werbesteueraufkommen von über 50
Milliarden Mark für die Städte und Ge-
meinden ist. Die direkte Beteiligung der
Gemeinden durch einen Zuschlag bei
der Einkommensteuer ist seiner Mei-
nung nach eine diskussionswürdige Er-
gänzung. Der Ersatz der Gewerbesteuer
durch eine Gemeinde-Einkommensteu-
er mit eigenem Hebesatzrecht der Ge-

meinden dürfe aber nicht da-
zu führen, dass künftig die
Bürger die Steuern für die Wirt-
schaft zahlen müssen. Das örtliche Band
zwischen Wirtschaft und Kommune, das
im kommunalen Hebesatzrecht zum
Ausdruck kommt, müsse erhalten blei-
ben. Grundsätzlich wäre auch bei der
Einkommensteuer ein eigenes Hebe-
satzrecht der Gemeinden ein Schritt in
die richtige Richtung einer Direktfinan-
zierung, anstatt das zuvor von Bund und
Ländern eingenommene Geld wieder an
die Gemeinden zu geben. www.dstgb.de

Deutsch lernen oder Leistungskür-
zung.HERFORD.Das Sozialamt des Krei-
ses Herford hat – bundesweit erstmals –
Aussiedlern unter Androhung von Leis-
tungskürzung zu Alphabetisierungs-
kursen verpflichtet. Der Leiter des
Kreis-Sozialamtes, Traugott Hägerbäu-
mer,sah in der Drohung die einzige Mög-
lichkeit, einen Deutschkurs für Auslän-
der und Aussiedler überhaupt stattfin-
den zu lassen, nachdem kurz vor Kurs-
beginn zu viele von ihnen die Teilnahme
abgesagt hatten.Obwohl sich wegen der
angedrohten Kürzungen der Sozialleis-
tungen der Kurs füllte, ist dem Sozial-
amtsleiter bewusst, dass freiwilliges
Lernen besser und effektiver als er-
zwungenes ist. Vor allem bei arbeitslo-
sen Jugendlichen aus Russland steigt die
Zahl der Sprachverweigerer, wie Gerd
Engelking vom Schulbüro „Schule &
Co“ beobachtet hat.Begründung der Ju-
gendlichen sei häufig,dass sie nicht frei-
willig in Deutschland sind, sondern nur
wegen ihrer Eltern.

www.kommunale-info.de

Reps hetzen weiter gegen Flüchtlin-
ge. STUTTGART. Die Rep-Stadtratsfrak-
tion hat am 18.6. einen Antrag zur „Le-
bensmittelversorgung von Asylbewer-
bern“ gestellt, der zweierlei deutlich
macht. Erstens plant die Stadtverwal-
tung offenbar eine Verschlechterung des
gegenwärtigen Kontenkartensystems
und zweitens wollen die Rep zurück zu
den Fresspaketen. Derzeit haben die
Flüchtlinge ein begrenztes Budget (Kon-
tenkarte), bis zu dem sie sich bargeldlos
aus dem Angebot der zugelassenen Le-
bensmittelhändler versorgen können.
Da sie aber auch Dinge wollen, die im
System nicht vorgesehen sind und dafür
Bargeld brauchen, verkaufen sie Waren
aus dem Budget an andere. Die Stadt
plant nun offenbar, eine Mengenbegren-
zung für einzelne Produkte einzuführen.
Damit werden Flüchtlinge wieder ein-
geschränkt auf das Angebot, das im
Stadtrat schon mehrfach kritisiert wur-
de, weil es zu wenig Frisches enthält,
nicht den unterschiedlichen kulturellen
Bedürfnissen gerecht wird und teilweise
überteuert ist. ulk, Kommunale Berichte
Stuttgart

Zusammenstellung: baf

Kommunale
Politik

annähernd 6000 Studierenden zusam-
men. (…)

Um überhaupt eine juristische Bear-
beitung zu ermöglichen, nennen Hensels
Anwälte einen – möglicherweise sogar
fiktiven – Namen eines Menschen,der den
Beitrag angeblich verfaßt haben soll. An
diesen Namen c/o Fachschaft richtete
sich ein Schreiben der Anwälte mit der
Aufforderung, eine Unterlassungserklä-
rung zu unterzeichnen.

Weitere Schreiben der Anwälte – je-
weils gleichlautend – gingen an den De-
kan der Philosophischen Fakultät und
den Rektor der Hochschule, jeweils mit
der Bitte, „gegen diese Fachschaft einzu-
schreiten“. Aus diesen Schreiben geht
auch per Stempel hervor, daß ein Aus-
druck des Beitrags bei indymedia durch
die Hände der „Libertas Brünn“ gegan-
gen ist und später von Hensel persönlich
unter der Absendekennung 02307-
55109621 an die Anwälte gefaxt wurde.

Schließlich ist in allen Schreiben er-
wähnt, daß auch Strafanzeige erstattet
wurde. Und das sehen wir als den sprin-
genden Punkt. Über diesen Weg wird es
den Anti-Antifa-Aktivisten der „Liber-
tas Brünn“ möglicherweise per Akten-
einsicht möglich sein, an Namen und
Adressen von AktivistInnen der Fach-
schaft Philosophie zu gelangen.

Dieses schmutzige Spiel hat die Aa-
chener Polizei vor einigen Monaten be-
reits schon einmal mitgespielt, als ein
„Liberte“ Anzeige gegen einen Menschen
erstattete, der ihn angeblich geraume
Zeit vorher gegen seinen Wille gefilmt
hätte. Die Polizei war tatsächlich blöd
(oder kameradschaftlich?) genug, die
Personalien des Beschuldigten aufzu-
nehmen und ein Verfahren einzuleiten.

Natürlich wird auch dieser Fall nicht
zu einer wie auch immer gearteten Ver-
urteilung führen, aber … Stichwort: Ak-
teneinsicht. infocafé aachen

Farbentragenverbot aufgehoben.

Niederlage gegen Burschis
TÜBINGEN. Die Euphorie-Stimmung in
Tübingen bei den Gegner der Burschis ist
vorbei, seit der Rektor der Universität
Tübingen Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard
Schaich am 11. Juni 2001 den Senatsbe-
schluss aus den 60er Jahren welcher das
Farbentragen an der Universität (speziell
am „Dies Universitatis“) untersagte, in-
offiziell für niemals gültig (da verfas-
sungswidrig) erklärte. Konnten wir uns
noch über das diesjährige Verbot des Mai-
singen der Burschis auf dem Tübinger
Marktplatz freuen, haben unsere Bemü-
hungen für eine farbenfreie und weltof-
fene Universität einen herben Rück-
schlag erlitten. Noch rennen keine Bur-
schis in Vollwichs durch die Uni, aber das
wird sich sicher ändern!! 

Allerdings sind Protestaktionen unse-
reseits schon in Planung und werden an
dieser Stelle sicherlich angekündigt.

www.de.indymedia.org/
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Im Mittelpunkt: jährliches Gespräch

Die zentrale Bestimmung ist die Ver-
pflichtung zu einem jährlichen Gespräch
zwischen Beschäftigten und Arbeitge-
ber/Vorgesetzten, in dem der Bedarf an
Qualifizierung festgestellt und nötige
Maßnahmen vereinbart werden sollen.
Auch die Beschäftigten können hierzu
Vorschläge machen. Sie sind allerdings
auch zur Teilnahme an diesen Gesprä-
chen verpflichtet. Die weitergehenden
gewerkschaftlichen Forderungen nach
einem Recht auf soundsoviele Tage
Weiterbildung pro Jahr für alle Beschäf-
tigten sind also nicht durchgesetzt wor-
den.

Der Tarifvertrag definiert, was unter
betrieblicher Weiterbildung zu verstehen
ist: Erstens Erhaltungsqualifizierung,
die die Fortentwicklung des fachlichen,
methodischen und sozialen Wissens im
eigenen Aufgabengebiet nachvollzieht;
zweitens Anpassungsqualifizierung, die
veränderte Anforderungen im eigenen
Aufgabengebiet berücksichtigt; drittens
Qualifizierungsmaßnahmen, die für die
Übernahme einer anderen gleichwerti-
gen oder höherwertigen Arbeitsaufgabe,
z.B. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben,
nötig sind.

In jedem Fall handelt es sich also um
eine strenge Koppelung der Qualifizie-
rungsmaßnahmen an die Erfordernisse
des jeweiligen Unternehmens. Indivi-
duelle Wünsche von Beschäftigten, die
sich mit den aktuellen Anforderungen
des Unternehmens nicht decken, fallen
durch das Raster dieser Definitionen.

Die Kosten für die so definierten Qua-
lifizierungsmaßnahmen tragen die
Unternehmen. Das war so nicht sicher.
Immer wieder fordert die Arbeitgeber-
seite, dass die Beschäftigten sich – bei-
spielweise durch Verrechnung von Zeit-
konten – an den Kosten beteiligen. Und
häufig läuft es betrieblich auch auf eine
solche Mischfinanzierung hinaus. Auch
die IG Metall bietet z.B. bei den laufen-
den VW-Tarifverhandlungen („5000 neue
Arbeitsplätze zu 5000 DM“) als Alterna-
tive zu Arbeitszeitverlängerungen
Weiterbildung in der Freizeit an. In den
baden-württembergischen Tarif haben
diese Entwicklungen also nicht Eingang
gefunden.

Praktisch wird es Streit geben, welche
Qualifizierungsmaßnahmen nun be-
trieblich „nötig“ sind oder nicht. Zum

Beispiel bei den Englischkursen, die
gegenwärtig in Mode sind: Die Unter-
nehmensleitungen werden sie häufig als
„Privatsache“ abtun wollen, die Be-
schäftigten reklamieren ein betriebliches
Erfordernis, weil sie zunehmend mit aus-
ländischen Kunden zu tun haben und
deshalb Dokumente in Englisch verste-
hen müssen, die Maschinen im Ausland
aufstellen, in Betrieb nehmen und in-
standhalten müssen usw.

Bis zum Schluss umstritten war die ge-
werkschaftliche Forderung nach Qualifi-
zierungsmaßnahmen für An- und Unge-
lernte. Im Ergebnis wird die Aufgabe va-
ge den Betriebsparteien zugeschoben:
Arbeitgeber und Betriebsrat „sollen“,
und zwar „nach Möglichkeit und Not-
wendigkeit“, entsprechende Programme
vereinbaren. Man muss kein Prophet
sein, um vorherzusagen, dass Unterneh-
mensleitungen diese „Möglichkeit und
Notwendigkeit“ häufig bestreiten wer-
den. Ähnlich problematisch ist die be-
sondere Regelung für die Beschäftigten
in Fließ-, Fließband und taktgebundener
Tätigkeit. Sie sind bei der Besetzung an-
derer Aufgaben bei gleicher Eignung vor-
rangig zu berücksichtigen. Das mag in
Einzelfällen des Wegbewerben vom
Fließband unterstützen, ein Eingriff in
die Arbeitsorganisation selber ist damit
aber nicht verbunden. Und selbst die
Möglichkeit der erleichterten Versetzung
ist von vornherein eingeschränkt: Wenn
der Arbeitgeber geltend machen kann,
dass er die Fließarbeit durch Mehrtakt-
arbeit,Gruppenarbeit,Job-Rotation usw.
„angereichert“ hat,entfällt das Recht auf
die vorrangige Berücksichtigung bei ei-
ner Versetzung. Im Zweifelsfall dürften
die Managementkonzepte der vergange-
nen Jahre (schlanke Produktion, Grup-
penarbeit, Selbstprüfung, Qualitätszir-
kel, Kontinuierlicher Verbesserungspro-
zess …) meistens zu einer solchen „An-
reicherung“ geführt haben, die bei den
Beschäftigten freilich oft nicht als Er-
leichterung, sondern als zusätzliche Be-
lastung ankommt.

Wenn sich nun Arbeitgeber und Be-
schäftigte im Qualifizierungsgespräch
nicht einigen? Dann soll in Betrieben bis
zu 300 Beschäftigten zwischen Arbeitge-
ber und Betriebsrat eine Einigung ge-
sucht werden, bei mehr als 300 Beschäf-
tigten über eine paritätische Kommis-
sion. Kommt es auch in diesem erweiter-
ten Rahmen nicht zu einer Lösung, ent-

scheidet ein externer Vertreter einer neu
zu schaffenden „Agentur zur Förderung
der beruflichen Weiterbildung“.

Eine weitere Regelung betrifft die per-
sönlich motivierte Weiterbildung in Form
von Meister- oder Technikerschule. Hier
werden es die (häufig jüngeren) Teilneh-
mer als eine Erleichterung empfinden,
dass sie (nach fünf Jahren Betriebszuge-
hörigkeit) jetzt eine Wiedereinstellung
nach Abschluss der Maßnahme garan-
tiert kriegen.Das war bisher tariflich und
oft auch betrieblich nicht der Fall.

Und insgesamt?

Die Stuttgarter Bezirksleitung der IG
Metall hatte sich die Sache wahrschein-
lich einfacher vorgestellt und auf
Rückenwind aus aktuellen Entwicklun-
gen gehofft: Hatte nicht das Bündnis für
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfä-
higkeit beim Kanzler zu mehr Fort- und
Weiterbildung, auch mit tariflichen Re-
gelungen, aufgerufen? Und fordern nicht
auch immer mehr (Auto-)Konzerne von
ihren Zulieferern, dass diese die Qualifi-
zierung ihrer Beschäftigten betreiben
und dokumentieren? Tatsächlich wollten
aber die Unternehmensleitungen die
Entscheidung, wer wann wie qualifiziert
wird, nicht aus der Hand geben und da-
her kein einklagbares Recht der Beschäf-
tigten zulassen. Deshalb wird sich wohl
nicht so viel an der Situation ändern,dass
Qualifizierungsmaßnahmen unter-
schiedlich je nach Betriebsgröße und
Branche und in den Betrieben je nach
Stellung in der betrieblichen Hierarchie
gewährt bzw. verweigert werden. Und es
setzt sich leider auch die Tendenz fort,
dass an kritischen Punkten, wo tarifliche
Rechte nicht ausreichend stark ausfallen,
im Fall des Falles die Betriebsräte die Sa-
che richten sollen.

In dieser Tarifbewegung sollte eigent-
lich auch ein Einstieg in einen neuen ge-
meinsamen Entgeltrahmentarif für Ar-
beiter und Angestellte geschafft werden
über neue Mitbestimmungsrechte des
Betriebsrats bei der Leistungsabforde-
rung und ein Reklamationsrecht der Be-
schäftigten gegen Leistungsüberforde-
rung. Diese Forderungen haben die
Unternehmer vollständig abgewehrt.Die
Nagelprobe für einen neuen Entgeltrah-
men, der tatsächlich für die Zukunft der
tariflichen Einkommens- und Leistungs-
gestaltung grundlegend ist, steht damit
weiter aus. (rok)

Metalltarif Fort- und Weiterbildung

Kein tiefer Einschnitt
Die Tarifparteien der baden-württembergischen Metallindustrie ha-
ben zwar noch bis Anfang Juli Bedenkzeit, aber an der Annahme des
Tarifabschlusses Fort- und Weiterbildung zweifelt keiner. Die Reak-
tionen auf den Abschluss sind auf allen Seiten verhalten. Auch in den
gewerkschaftlichen Diskussionen kommt kein Überschwang auf und
sind die Erwartungen über die praktischen Auswirkungen eher zu-
rückhaltend.
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Aus den Gebietskörperschaften Landes-
hauptstadt Hannover (LHH), Landkreis Han-
nover (LKH) und Kommunaler Großraumver-
band Hannover (KGH) wird am 1.11.2001 die
Region Hannover gebildet. Der Landkreis
Hannover und der Kommunale Großraum-
verband Hannover werden aufgelöst, die
Landeshauptstadt Hannover wird zu einer
regionsangehörigen Gemeinde mit dem Sta-
tus einer kreisfreien Stadt. Wesentliches Ziel
dieser Gebietsreform ist die „Effizienzstei-
gerung und Verschlankung der Verwaltung“
(Gelbes Papier). Siegfried Frohner, Ver-
bandsdirektor des KGH (Vorsitz) sagte den
Abbau jeder vierten Stelle in der Regional-
verwaltung für den Zeitraum der nächsten
fünf Jahre voraus.

Auf den Abfallwirtschaftsbetrieb kamen
zusätzliche Probleme zu. Während die
Landeshauptstadt Hannover Abfallwirt-
schaft und Straßenreinigung erfolgreich
in Eigenregie unter einem Dach betreibt,
schreibt das Regionsgesetz die Straßen-
reinigung den Gemeinden, die Abfall-
wirtschaft aber der Gebietskörperschaft
Region zu.Damit stand die Zerschlagung
des Abfallwirtschaftbetriebs auf der Ta-
gesordnung. Da der Landkreis Hannover
seinen Abfallwirtschaftsbetrieb als
GmbH führt, drohte bei einer Zu-
sammenlegung der Abfallwirtschaftsbe-
triebe unter dem Dach der Region auch
für die städtischen Beschäftigten die Pri-
vatisierung.

Unter dem Dach Region Hannover sol-
len auch die kommunalen Krankenhäu-
ser der Landeshauptstadt Hannover und
des Landkreises Hannover zusammenge-
fasst werden.Da der Landkreis die Kran-
kenhäuser als Regiebetriebe führt, die
Landeshauptstadt Hannover das Klini-
kum aber als Eigenbetrieb, stand auch
die Rechtsform der Krankenhäuser bei
einer Zusammenführung zur Disposi-
tion. Der Leitende Direktor des Klini-
kums, Prof. Schmid, wollte die Gunst der
Stunde nutzen, und brachte die GmbH
als „geeignetste Rechtsform“ für die Re-
gionskrankenhäuser ins Gespräch.

Die Gewerkschaften ÖTV und DAG
verlangten einen Tarifvertrag,der Besitz-
und Rechtsstände absichern, betriebsbe-
dingte Kündigungen und Privatisierun-
gen ausschließen sollte. Der Kommunale
Arbeitgeberverband (KAV) Niedersach-
sen lehnte einen solchen Tarifvertrag
strikt ab. Erst nach einer Kundgebung
von knapp 2000 Beschäftigten des Ab-
fallwirtschaftsbetriebs und des Klini-
kums vor der Staatskanzelei gab der KAV
vor knapp einem Jahr seinen Widerstand
gegen Verhandlungen über einen Tarif-
vertrag aus Anlass der Bildung der Re-
gion Hannover auf.

Die Verhandlungen wurden im Herbst
2000 aufgenommen.Nach Auffassung der
Arbeitgeber sollten sich die Inhalte des
Tarifvertrages auf Selbstverständlich-
keiten beschränken, ein Verzicht auf be-

STUTTGART. Auf Initiative der CDU hat die Ge-
meinderatsmehrheit von CDU, F.D.P. und
Freien Wählern, den Verkehrsbetrieben (der
SSB) eine intensive Zusammenarbeit mit den
Verkehrsbetrieben Karlsruhe verweigert. Be-
gründung der bürgerlichen Mehrheit: die SSB
sei noch nicht wettbewerbsfähig. Gegen die-
se Entscheidung wendet sich der DGB Re-
gion Stuttgart in einer Pressemitteilung.

„Mit diesem kleingeistigen und zöger-
lichen Verhalten“, so der DGB-Regional-
vorsitzende Wolfgang Brach, „verhin-
dern diese Kommunalpolitiker, dass eine
starke Allianz von Nahverkehrsanbie-
tern geschaffen wird.“ 

Nachdem die französische Connex-
Gruppe in Form der ehemaligen WEG be-
reits vor der Stuttgarter Haustüre steht
und sich als Nahverkehrsanbieter schon
jetzt als massive Konkurrenz etabliert
und profiliert,wäre es angesagt,hier vor-
ausschauend zu denken und zu handeln.

Die Karlsruher Verkehrsbetriebe sind
sicherlich ein Partner, der in den vergan-
genen Jahren immer wieder Weitblick bei
seinen Entscheidungen und seinen Inves-

titionen und der damit verbundenen Um-
setzungen bewiesen hat und somit sehr
gut in das Bild innovativer Verkehrskon-
zepte, wie es die Region Stuttgart und
auch die Landeshauptstadt Stuttgart im-
mer wieder für sich in Anspruch nimmt,
passen würde.

Die Erfahrung zeigt, dass bei man-
chem Unternehmen, das mit der eigenen
Stärke liebäugelt, so wie es die Gemein-
deratskoalition gerne hätte, zu lange ge-
wartet wurde, um attraktive Partner zu
finden. Die Leidtragenden, auch das zei-
gen die Erfahrungen der Gewerkschaf-
ten, waren dann meistens die Beschäftig-
ten und deren Arbeitsplätze. Im Übrigen
geht der DGB Region Stuttgart davon
aus,dass es sich bei der SSB durchaus um
ein wettbewerbsfähiges Unternehmen
handelt, wie sonst wären die Karlsruher
Verkehrsbetriebe bereit, eine Partner-
schaft mit der SSB einzugehen.

„Viel wichtiger wäre es“, so Brach,
„ein sinnvolles Vergabegesetz gerade
auch in Baden-Württemberg durchzuset-
zen.“ PE-DGB-Region Stuttgart, 

Wolfgang Brach

ver.di München

Walmart – auch 
in der BRD 
gewerkschaftsfrei?
Die Beschäftigten bei Walmart bereiten sich
gegenwärtig darauf vor, den US-Konzern
Walmart zu einem Anerkennungstarifvertrag
zu zwingen. Der Konzern war nach der Über-
nahme von Spar- und Metro-Märkten in der
BRD nicht in den Arbeitgeberverband einge-
treten. Er erklärte zwar, den Tarifvertrag ein-
zuhalten, aber solche Erklärungen haben
keine Rechtswirkung. 

In den USA ist Walmart bei den Gewerk-
schaften nicht beliebt. Die Einkommen
sind dort so niedrig, daß viele Walmart-
Beschäftigte Anspruch auf Lebens-
mittelmarken der staatlichen Fürsorge
haben – ein Ergebnis der Politik des Kon-
zerns,auf keinen Fall Gewerkschaften  zu
dulden.

Um die Organisierung von Gewerk-
schaftsmitgliedern zu verhindern, hat
Walmart ein Handbuch herausgegeben:
„Wie bleiben wir gewerkschaftsfrei?
Handbuch für das Management“.

Ergänzend dazu hat Walmart eine hot-
line eingerichtet,über die alle Vorfälle ge-
meldet werden müssen, die vielleicht Ge-
werkschaftsaktivitäten sein könnten.
Z.B. muß gemeldet werden, wenn kriti-
sche Fragen auf Mitarbeiterversammlun-
gen gestellt werden, Beschäftigte sich
privat treffen oder auf dem Parkplatz
miteinander reden.Im Handbuch werden
„frühe Warnzeichen der Kategorie 1 bis
3“ beschrieben, darunter z.B. „erhöhte
Neugier bezüglich betrieblicher Sozial-
leistungen, Mitarbeiter/Innen gebrau-
chen gewerkschaftliche Begriffe wie
Schlichtung, Beschwerde oder Dauer der
Betriebszugehörigkeit“.

Alles muß sofort mit Angabe der Na-
men an die Gewerkschaftshotline be-
richtet werden.

Walmart unterbindet im frühesten
Stadium Gewerkschaftsaktivitäten. In
den USA müssen 30 Prozent der Be-
schäftigten Gewerkschaftsmitglieder
sein, damit ein Antrag beim National La-
bor Relations Board um eine Wahl im Be-
trieb gestellt werden kann. Da dies oft
Monate dauert, versucht die Gewerk-
schaft 50 Prozent der Beschäftigten zu
organisieren,dann kann sie ohne Wahl als
Vertretung anerkannt werden.

Die Gewerkschaft hat in den USA ge-
meinsam mit sozialen Gruppen eine
Kampagne „bad neighbour“ (Schlechter
Nachbar) durchgeführt.

Es kann gut passieren daß ver.di eine
ähnliche Kampagne hier durchführen
muß,denn  Walmart ist gegenwärtig nicht
bereit, einen Anerkennungstarifvertrag
zu verhandeln und vielleicht reichen bei
diesem Konzern nicht die traditionellen
Mittel aus.

Dagmar Rüdenburg, ver.di

Region Hannover

Ein Tarifvertrag der vor Privatisierung schützt !

DGB Region Stuttgart:

Vergabegesetz im Land dringend notwendig! 
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Chemie-Arbeitgeber für Flächentarif.
– HB, Freitag/Samstag, 8./9.6. 2001. –
Der DGB fordert ein Verbandklage-
recht gegen Betriebe, die Tarifverträge
nicht einhalten. Schützenhilfe erhiel-
ten die Gewerkschaften vom Verband
der Chemie-Arbeitgeber BAVC. Dieser
veröffentlichte eine Emnid-Umfrage,
wonach mehr als 60 % der Bundesbür-
ger das bisherige Tarifsystem befür-
worteten. 23 % sahen keinen Ände-
rungsbedarf, 39 % sprachen sich für
„nach Bedarf“ flexible Regelungen
aus,nur 7 % wollen,dass Unternehmen
künftig direkt mit ihren Beschäftigten
verhandeln.

Wirtschaftsverbände warnen vor PDS.
–  HB, Freitag/Samstag, 15./16.6. 2001.
– „Jede Partei, die Enteignungen for-
dert, ist ein Verhängnis,“ so BDI-Chef
L. von Wartenberg. (Er spielte auf eine
Äußerung von D.Dehm an,der als Fern-
ziel die Vergesellschaftung von
Großunternehmen wie der Deutschen
Bank oder BMW gefordert hatte.) „Für
Unternehmen bedeutet das geplante
SPD-PDS-Bündnis in Berlin Unsi-
cherheit und Investitionsbremse“
warnte der DIHT-Präsident L. G.
Braun. Denn trotz gegenteiliger Beteu-
erung bleibe die PDS „sozialistischem
Denken verhaftet: keine Pri-
vatisierung, mehr Staatsausgaben und
Sozialgeschenke“. Deneben erinnerte
Braun an die „unternehmensfeindli-
che“ Absicht der PDS,Vermögen- und
Erbschaftsteuer zu erhöhen. Gelassen
reagierte der seit 1997 in Berlin enga-
gierte US-Energiekonzern Mirnat, der
aktiv für US-Investoren für Berlin
wirbt: Man arbeite weltweit mit Regie-
rung jeder Couleur zusammen, meinte
ein Sprecher, und der Geschäftsführer
der deutsch-britischen Handels-
kammer in London, U. Hoppe, kann
sich „keinen Einfluss auf die Attrak-
tivität des Standortes Berlin“ vorstel-
len.

Wirtschaft als „Impulsgeber“ des Bil-
dungswesens. – Deutschland ist in der
Bildung Entwicklungsland,so der neue
OECD-Bildungsbericht. H.-J. Brack-
mann, Bildungsexperte der BDA,
spricht davon, dass nun die Erkenntnis
gereift sei, man dürfe die Politik mit
dem Thema Bildung nicht alleine las-
sen.“ Vor einem Jahr startete die BDA
mit einer Bildungskampagne zu The-
men wie Wirtschaft als Schulfach oder
Fortbildung für Lehrer in den Ferien.
Die Resonanz auf die Kampagne sei
insgesamt sehr gut. J. Kluge, Direktor
bei McKinsey, meint, nachdem die Fir-
men den Akademikermangel verschul-
det haben, da sie die Abiturienten mit
negativen Signalen in den 90ern von ei-
nem Ingenieurstudium abschreckten,
müsse nun antizyklisch geplant wer-
den.

Neuer Hauptgeschäfts-
führer beim Industrie-
und Handelstag (DIHT).
– HB, Freitag/Samstag,
22./23.6.2001. – Der Nach-
folger von DIHT-Hauptgeschäfts-
führer F. Schoser ist nun M.Wansleben.
Der gelernte Volkswirt hat über die Fle-
xibilisierung der Lohnpolitik promo-
viert.

Rabattgesetz ersatzlos gestrichen? –
HB, Dienstag, 26.6.2001.– In der Anhö-
rung im Bundestag forderten der
Hauptverband des Deutschen Einzel-
handels (HDE),der Zentralverband des
Deutschen Handwerks (ZDH) und der
Zentralverband Gewerblicher Ver-
bundgruppen, dass in anderen
Wettbewerbsgesetzen nach der Strei-
chung des Rabattgesetzes Auffang-
regelungen geschaffen werden müs-
sten. Vor allem müsse durch eine Er-
gänzung des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen „die ge-
waltige Sogwirkung von Kundenbin-
dungssystemen“ im Handel einge-
grenzt werden, forderte S. Schneider,
der stellvertretende HDE-Hauptge-
schäftsführer. Der DIHT betonte eben-
so wie der Bundesverband Groß- und
Außenhandel (BGA), zu einer ersatzlo-
sen Aufhebung des Rabattgesetzes ge-
be es keine Alternative, wenn man eine
Diskriminierung deutscher Unterneh-
men vermeiden wolle.

Biotechnologie-Firmen fordern neue
Konsensrunde. – Nachdem das Unter-
nehmen KWS seinen Antrag auf die
Sortenzulassung des Gen-Mais „Artu-
is“ zurügezogen hat, sei jetzt die Poli-
tik wieder am Zug mit der
Wiederaufnahme der Konsensgesprä-
che über die Nutzung der Gentechnik
in der Landwirtschaft, so J. Katz, Ge-
schäftsführer der Deutschen Industrie-
vereinigung Biotechnologie (DIB).

Auslaufen des Solidaritätszuschlags
von BDI erwünscht. – BDI-Präsident
M. Rogowski nannte die Fortsetzung
des Solidarpaktes mit Ostdeutschland
einen teuren Kompromiss.Wünschens-
wert wäre die Anpassung durch de-
gressive Ausgestaltung der Trans-
ferleistungen schneller zu vollziehen.

Emissionshandelsregelungen der EU
stoßen auf BDI-Kritik. – HB, Donners-
tag, 28.6. 2001. – BDI-Hauptgeschäfts-
führer L. v.Wartenberg tritt Plänen der
EU zum Emissionshandel entgegen,
mittels derer Erwerb und Verkauf von
Verschmutzungsrechten im Rahmen
der Klimaschutzvereinbarungen gere-
gelt werden sollen. Der Entwurf er-
mögliche es, den industriellen Sektor
„nach Belieben“ zur Emissionsreduk-
tion heranzuziehen.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-
presse

triebsbedingte Kündigungen sollte nur
für zwei Jahre garantiert werden und ei-
nen Verzicht auf Privatisierungen wiesen
die Arbeitgeber als nicht tarifierbar zu-
rück, weil damit in die unternehmerische
Freiheit eingegriffen würde. Daraufhin
verlangten die Gewerkschaften den Aus-
schluss betriebsbedingter Kündigungen
auch für den Fall, dass ein Arbeitnehmer
dem Übergang seines Arbeitsverhältnis-
ses auf einen Arbeitgeber in privater
Rechtsform widerspricht. Eine solche
Vereinbarung wiesen die Arbeitgeber als
Verhinderung von Privatisierung durch
die Hintertür zurück. Die Gewerkschaf-
ten erklärten, dass sie Privatisierungen
auch verhindern wollten, die jetzt vorge-
schlagene Formulierung aber tarifver-
tragsfähig sei. Damit waren die Verhand-
lungen an einem Punkt angekommen, wo
am Verhandlungstisch nichts mehr zu be-
wegen war.

ÖTV und DAG in ver.di riefen deshalb
im Hinblick auf die Verhandlungen am
22. Mai 2001 zum Warnstreik auf. Am 21.
Mai legten Beschäftigte in fünf der sechs
Landkreis-Krankenhäuser rund um
Hannover für ein bis zwei Stunden die
Arbeit nieder und am 22. Mai blockierten
300 Fahrzeuge der Abfallwirtschaftsbe-
triebe aus Stadt und Landkreis Hanno-
ver die Hildesheimer Straße vor der
Landkreisverwaltung. Über dreitausend
Beschäftigte versammelten sich zu einer
beeindruckenden Kundgebung.

In zähen Verhandlungen kam es dar-
aufhin kurz vor Mitternacht zum Durch-
bruch. Die Arbeitgeber mussten im Ta-
rifvertrag bis 2008 auf betriebsbedingte
Kündigungen verzichten, auch für den
Fall, dass ein Beschäftigter dem Über-
gang seines Arbeitsverhältnisses auf ei-
nen Arbeitgeber in privater Rechtsform
widerspricht. Faktisch sind damit Priva-
tisierungsmaßnahmen und Rechtsform-
wechsel für die nächsten 8 Jahre ausge-
schlossen, sonstige betriebsbedingte
Kündigungen sind für 10 Jahre ausge-
schlossen. Durch weitere umfangreiche
Regelungen ist sichergestellt, dass nie-
mand bei Übergang seines Arbeitsver-
hältnisses auf die Region Hannover
schlechter gestellt ist als zuvor und er-
worbene Anwartschaften auf Bewäh-
rungsaufstiege etc. voll erhalten bleiben.
Damit konnte sich ver.di ohne Abstriche
gegen die Arbeitgeber durchsetzen. (kar)



Eine weitere Stellungnahme in der PDS-Pro-
grammdiskussion liegt vor. Sie wurde unter-
zeichnet von: 

Joachim Bischoff, Redakteur der Zeit-
schrift Sozialismus; Uwe Hiksch, MdB,
Sprecher PDS-Landesverband Bayern;
Sylvia-Yvonne Kaufmann, Mitglied des
Parteivorstandes, MdEP; Ulla Lötzer,

MdB, Mitglied der Programmkom-
mission; Rouzbeh Taheri, Mitglied

des Parteivorstandes; Halina Wawzyni-
ak, Mitglied der Programmkommission;
Harald Werner, Mitglied des Parteivor-
standes.

Wir sind davon überzeugt, dass die PDS
ihre Programmdebatte nutzen kann, um
ihre politischen Perspektiven zu präzi-
sieren, die Diskussion über die Zukunft
des Sozialismus voranzubringen und ihr
öffentliches Profil zu schärfen. Es wäre

jedoch wenig förderlich, wenn diese De-
batte zur Verfestigung innerparteilicher
Lager führt, die eigentlich nur noch in
der Außensicht der Partei existieren.Wir
möchten erreichen, dass – durch welche
Seite auch immer – auf dem Dresdner
Parteitag keine Richtungsentscheidung
durchgesetzt oder auch nur vorbereitet
wird.

Der im Auftrag der Parteivorsitzenden
ausgearbeitete Entwurf ist eine nützli-
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Die PDS hat sich vom
Stalinismus der SED

unwiderruflich befreit 
Erklärung des Parteivorstandes der PDS
zum 13. August 2001 

Die Mauer wirft noch immer Schatten

Kein Ereignis der Nachkriegsgeschichte
hat die Deutschen und vor allem die Ber-
linerinnen und Berliner in Ost und West
so traumatisch begleitet wie der Bau der
Mauer am 13. August 1961. Die im Er-
gebnis des Zweiten Weltkrieges vollzoge-
ne Teilung Deutschlands wurde wort-
wörtlich zementiert. Das inhumane
Grenzregime,die Toten an der Mauer und
den anderen Westgrenzen, wurde zum
Kainsmal der DDR und des Ostblocks.
Mit der Öffnung der Mauer am 9. No-
vember 1989 fand die Blockkonfronta-
tion ihr Ende, wurde das Tor zur deut-
schen Einigung und zur Überwindung
der bipolaren Nachkriegsordnung aufge-
stoßen.

Zu Recht werden wir in diesen Tagen
nach unserem Verhältnis zum 13. August
1961 und zum 17. Juni 1953 gefragt. So
wie wir vor einigen Wochen nach unserer
heutigen Position zur Vereinigung von
KPD und SPD im Jahr 1946 gefragt wur-
den.

Die Geschichtsdebatte begleitet die
PDS seit ihrem Bruch mit der SED im De-
zember 1989. An unseren Antworten zu
Fragen der Geschichte wollen und sollen
die Menschen ersehen, inwieweit wir uns
von der SED-Vergangenheit gelöst haben
und zu einer kritisch mit der eigenen Ge-
schichte umgehenden, demokratisch und
rechtsstaatlich verlässlichen Partei ent-
wickelt haben.

Geschichtsdebatten dürfen keine
kurzatmigen Manöver zum parteitakti-
schen Vorteil sein. Die immer wieder an
die PDS herangetragene Aufforderung
zur Entschuldigung für das von der SED
begangene Unrecht verfolgt allerdings
genau dieses taktische Kalkül: indem
sich die PDS entschuldigte, bezeugte sie

ihre vermeintliche Kontinuität als SED –
indem sie es nicht täte, um so mehr.

Tatsächlich geht es einerseits um die
historische Aufarbeitung und anderer-
seits um die deutliche politische Wertung
aufgrund heutiger Erfahrungen und Er-
kenntnisse. Dabei fallen Biographien,
historische Erklärung und politische
Wertung nie unmittelbar zusammen.

Den 13. August 1961 aus der Geschichte

zu erklären, darf nicht heißen, die Mauer

politisch oder moralisch zu rechtfertigen

Der Parteivorstand hat mit Interesse die
Thesen der Historischen Kommission aus
Anlass des 40. Jahrestages des 13.August
1961 zur Kenntnis genommen.

Darin werden sehr detailliert histori-
sche Umstände und Folgen des Mauer-
baus dargestellt.Die Schließung der Sek-
torengrenze zu West-Berlin am 13. Au-
gust 1961 lag in der Logik der damaligen
weltpolitischen Entwicklungen. Die
Mauer war die Antwort auf den drohen-
den Exodus der DDR und entsprach dem
in der Berlin-Krise gefundenen Arrange-
ment der Großmächte über die anhalten-
de Aufteilung der Welt bei Vermeidung ei-
nes neuen Weltkrieges. Der 13. August
1961 setzte den Schlussstein unter die
Nachkriegsordnung und verfestigte die
im Resultat des von Deutschland entfes-
selten Zweiten Weltkrieges eingeleitete
Aufteilung der Welt. Sie sicherte der So-
wjetunion ihre Einflusssphäre bis nach
Deutschland hinein, und schützte sie
nach ihrem Verständnis vor einem erneu-
ten deutschen Überfall wie im Jahre
1941.

Die Tatsachen, dass Konrad Adenauer
lieber „das halbe Deutschland ganz als
das ganze Deutschland halb“ begehrte,
dass es zweifellos vom Westen her damals
eine propagandistische und ökonomische
Offensive gegen die DDR gab, taugen
schon deshalb nicht zur Rechtfertigung
der Mauer, weil es keine logische Be-
gründung dafür gibt, dass ein kapitalis-
tischer Staat verpflichtet sein könnte, ei-
nem sich sozialistisch nennenden zu hel-

fen und nicht ihn zu bekämpfen.
Der Mauerbau war der in Beton ge-

gossene Nachweis der Unterlegenheit
des stalinistisch geprägten Sozialismus-
typs in der DDR gegenüber dem realen
damaligen Kapitalismustyp in der
Bundesrepublik.

Was sich der Westen vorwerfen lassen
muss, ist vor allem die Tatsache, dass er
keine Verständigung in der festgefahre-
nen Deutschlandpolitik zustande brach-
te und nicht bereit war, die Realität der
DDR vor dem Mauerbau, sondern erst
durch ihn und nach ihm anzuerkennen.
Die von Willy Brandt eingeleitete Ent-
spannungspolitik, der Grundlagenver-
trag zwischen den beiden deutschen
Staaten sowie das Abkommen von Hel-
sinki hatten damit zu tun, dass der West-
en der Mauerrealität nicht mehr auswei-
chen konnte.

Tatsache ist jedoch: 
Die Errichtung der Berliner Mauer

war keine Lösung, um die Existenz der
DDR zu retten. Internationale Konflikt-
eindämmung und Machterhalt der SED-
Führung erfolgten auf Kosten der Frei-
heit der eingemauerten Bevölkerung der
DDR.

Als demokratische Sozialistinnen und
Sozialisten und mit dem Blick auf das
endgültige Scheitern des Staatssozia-
lismus können wir den damaligen Ret-
tungsversuch der DDR durch die Mauer
nicht rechtfertigen. Die Logik des Kal-
ten Krieges ist nicht die Logik demokra-
tischer Sozialistinnen und Sozialisten,
denn der Preis für diese Art der Rettung
der DDR war die endlos aufgeschobene
und nie eingelöste Demokratisierung der
Gesellschaft, die Akzeptanz und Ge-
wöhnung an beachtliche Einschränkun-
gen individueller Freiheitsrechte.

Die Mauer war weder demokratisch noch

sozialistisch

Unterstellt,dass 1961 in Berlin nicht nur
über und schon gar nicht allein durch die
DDR entschieden wurde, unterstellt,
dass seinerzeit nicht nur eine weitere
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Ein weiterer Beitrag zur PDS-Programmdiskussion

Eine zielgerichtete und offene Debatte für eine
zukunftsfähige Linke 
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Ausreisewelle die DDR belastete, son-
dern ein System-Krieg noch immer po-
litisch-strategisch als denkbar galt – ist
aus demokratisch-sozialistischer Sicht
nicht zu verstehen, dass nicht wenig-
stens nach dem Mauerbau auch von öst-
licher Seite offensiv Politik gegen die
Mauer gemacht wurde.

Statt alles zu tun, die inhumane Mau-
er schnellstmöglich wieder abzubauen,
hat die SED die eigenen zaghaften Re-
formbemühungen bald wieder einge-
stellt,enthielt sie der DDR-Bevölkerung
den Vergleich der Gesellschaftssysteme
durch eigene Anschauung der Welt vor,
gewöhnte sie sich daran, nur in der ei-
genen Welt zu leben, richtete sie sich im
Schatten der Mauer ein. Statt das Be-
dauern über die Einschränkungen zu
bekunden,wurde der Mauerbau als Sieg
gefeiert, wurde versucht die Mauer zu
verewigen.

Der permanente Ausnahmezustand
an den Grenzen und der Ausbau der
Grenzsicherungsanlagen in den darauf
folgenden Jahrzehnten entsprach auch
und vor allem der Logik des Machtver-
ständnisses und der Sicherheitsdoktrin
der Führungen von KPdSU und SED.

Die Mauer verfestigte den Kalten
Krieg insbesondere nach innen.Auch die
letzte Chance,die Mauer im Rahmen des
KSZE-Prozesses der 70er und 80er Jah-
re loszuwerden, verspielte die SED-
Führung. Der Sozialismus in den Mau-
ern der DDR verlor auch für Linke jede
Anziehungskraft.

Als im Sommer 1989 Hunderttausen-
de die DDR verließen, hatte Erich Hon-
ecker gerade den vielzitierten Satz ge-
sprochen: „Die Mauer wird in 50 Jahren
und auch in 100 Jahren noch bestehen
bleiben, wenn die dazu vorhandenen
Gründe noch nicht beseitigt sind.“ Er
sprach ihn in Richtung Westen, doch im
Osten entfaltete er seine Wirkung.

An der bitteren Einsicht, dass der
Staatssozialismus in der DDR am Ende
war, als die Mauer gebaut wurde und es
kein Konzept zu ihrer Überwindung

gab, führt kein Weg vorbei. Die Bevölke-
rung der DDR war zum Bau der Mauer
und zu ihrer Fortexistenz nie gefragt
worden. Die Mauer wurde so zum Sym-
bol des Demokratiedefizits in der DDR.
Bürgerrechte, wie Versammlungsfrei-
heit, Pressefreiheit und Reisefreiheit,
waren zentrale Forderungen der späten
80er Jahre an eine DDR, die sich demo-
kratisieren sollte. Dass in diesem Kon-
text die Mauer friedlich fiel und dass es
in diesem historischen Moment keine
verzweifelte letzte Staats-Gewalt gab,
bleibt ein breit getragenes demokrati-
sches Merk-Mal. Als die Grenzen geöff-
net waren,wählten die Menschen den bis
dahin gekannten Sozialismus ab.

Sozialismus gedeiht eben nicht als Be-
fehlssystem, nicht unter Bajonetten,
nicht im Schatten von Panzern, nicht
hinter Mauern. Ein Staat, der sein Volk
einsperrt, ist weder demokratisch noch
sozialistisch. Was immer die konkreten,
historischen Umstände waren, die zu
dem Ereignis am 13. August 1961 führ-
ten – diese Lehre ist für die PDS unum-
stößlich.

Kein Staat darf seine Bürgerinnen
und Bürger zwingen in ihm zu leben,
wenn sie es nicht wollen. Jede und Jeder
hat nur ein Leben und muss selbstbe-
stimmt entscheiden können, wo sie oder
er es verbringt.

Es gibt keine Rechtfertigung für die To-

ten an der Mauer

Kein Ideal und kein höherer Zweck kann
das mit der Mauer verbundene Unrecht,
die systematische Einschränkung der
Freizügigkeit und die Gefahr für Freiheit
sowie an Leib und Leben, beim Versuch
das Land dennoch verlassen zu wollen,
politisch rechtfertigen. Auch wegen his-
torischer Umstände vorgenommene
Menschenrechtsverletzungen bleiben
elementare Menschenrechtsverletzun-
gen.

Am 40. Jahrestag des 13. August 1961
gilt deshalb unser Gedenken den an der
deutsch-deutschen Grenze zu Tode Ge-

kommenen, den Verletzten, den Inhaf-
tierten und von Repressalien Betroffenen
sowie ihren Angehörigen. Wir bedauern
das von der SED als der dafür verant-
wortlichen politischen Kraft ausgegan-
gene Unrecht. Das Schicksal der Opfer
und die Einschränkungen der Würde und
der Lebenswege vieler Menschen berüh-
ren uns tief.

Im Schatten der Mauer verschwanden

die Horizonte 

Die politische Teilung und die Ost-West-
Konfrontation hat Langzeitwirkungen,
die wir auch heute noch spüren. So
schwer es war, sich mit der Mauer abzu-
finden, so schwer fällt es heute vielen zu
begreifen, dass es sie tatsächlich nicht
mehr gibt. Deshalb muss die Überwin-
dung der Mauer in den Köpfen die Er-
fahrungen beider Seiten aufnehmen.

Der Sozialismus, für den wir eintre-
ten, gründet auf den Werten von Freiheit,
Gleichheit und Solidarität. Die Men-
schen, die wir erreichen wollen, müssen
auf unsere sozialistischen Ideale, Werte,
Bestrebungen vertrauen – und deswegen
sicher sein können, dass sich die negati-
ven Seiten des so genannten real existie-
renden Sozialismus mit uns niemals
wiederholen werden.

Wir sind eine sozialistische politische
Partei, die sich zu Demokratie und Plu-
ralismus bekennt.Wir wissen, dass gera-
de die Freiheit der Einzelnen Vorausset-
zung der Freiheit aller ist – weil wir eine
dauerhafte, von den Menschen getrage-
ne Alternative zur kapitalistischen
Gegenwart wollen, keine staatssozialis-
tische Episode wie im 20. Jahrhundert.

Der Streit um das rechte Maß und die
rechte Qualität von Freiheit, der Streit
um die besten Verhältnisse zur Beförde-
rung eines Lebens in Menschenwürde
kann selbst nur in Freiheit und Men-
schenwürde geführt werden oder er er-
stickt.

Die PDS hat sich vom Stalinismus der
SED unwiderruflich befreit.

2. Juli 2001

che Orientierungshilfe für die Debatte,
aber er würde sie einengen,wenn ihm be-
reits auf dem Dresdner Parteitag der
Charakter einer richtungsweisenden Be-
schlussvorlage gegeben würde.Wobei die
Auffassung der Autoren, dass es sich um
ein Programm des libertären Sozialismus
handelt, von vornherein auf eine Rich-
tungsentscheidung zielt. Wir setzen uns
entschieden dafür ein, dass der Parteitag
eine solche Entscheidung zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht fällt.

Auch wir sind überzeugt, dass die li-
beralen Momente des Marxismus im
künftigen Programm ihren Platz finden
müssen, um den unumkehrbaren Bruch
mit Stalinismus und autoritärem Sozia-
lismus deutlich zu machen. Doch libertä-
rer Sozialismus ist mehr, er leitet seine
Politik aus einem ebenso unhistorischen

wie abstrakten Verständnis individueller
Freiheiten ab.

Diese Argumentationsweise prägt den
gesamten Entwurf. Zunächst dadurch,
dass er mit abstrakten Zielen oder Wer-
ten beginnt und die sozialistische Per-
spektive nicht aus den Widersprüchen
des modernen Kapitalismus, sondern aus
unhinterfragten Idealen ableitet. Selbst
wenn es die Autoren nicht gewollt haben,
setzen sie damit die Ziele ihres Entwurfs
der freien Interpretation des Zeitgeistes
aus. Dies scheint uns insbesondere des-
halb möglich, weil sich ihre Argumenta-
tionsweise mitunter bis zur Begriffswahl
an das Schröder-Blair-Papier und ande-
re programmatische Schriften der neuen
Sozialdemokratie annähert.

Diese Kritik übersieht nicht, dass der
Entwurf viele richtige Forderungen und

Analysepunkte enthält, die für das neue
Parteiprogramm erhalten bleiben müs-
sen. Weil sie aber im Widerspruch zu an-
deren Teilen stehen und deshalb eine ge-
wisse Beliebigkeit in den Text bringen,
kann der Entwurf nur als eine der De-
batte dienende Orientierung gelten.

Der als Alternative angebotene
Gegenentwurf geht zunächst sehr viel
stärker von den realen Gegebenheiten
aus und scheint radikaler in seiner Kapi-
talismuskritik, wie in seinen praktischen
Schlussfolgerungen. Dabei bleibt er aber
nicht nur überholten Sprachformen ver-
haftet, sondern der gegenwärtige Kapi-
talismus wird als wenig veränderte Ge-
sellschaftsformation präsentiert, wo es
doch um das Verständnis der grundle-
genden Umbrüche gehen müsste.

An ausgewählten Beispielen soll ver-
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deutlicht werden, dass weder der Brie-
Klein-Entwurf und noch weniger sein
Gegenentwurf, ein geeigneter Basistext
ist, der in der innerparteilichen Debatte
nur noch zu korrigieren oder zu ergänzen
wäre. Der Erste verlangt grundlegende
Überarbeitungen in Analyse und
Schlussfolgerungen, während der Zwei-
te zwar eine nützliche Zuarbeit für die
empirische Beschreibung und den Forde-
rungsteil liefert, aber insgesamt traditio-
nalistisch argumentiert und sich weder
mit den neuen Fragen noch mit den alten
Fehlern auseinandersetzt.

Erstes Beispiel: Ökonomie

In dem Brie-Klein-Entwurf werden die
konkreten Wirkungszusammenhänge des
gegenwärtigen Kapitalismus vernach-
lässigt und sein grundlegendes Aus-
tauschverhältnis vernachlässigt. So er-
klären die Autoren die Ausbeutung der
Lohnarbeit nicht nur zu einer Erschei-
nung des „früheren Kapitalismus“, son-
dern bezeichnen es auch als „ungleichen
Tausch von Lohn gegen Arbeitszeit“. Mit
der Formel vom „ungleichen Tausch“
wird aber einerseits die Illusion verbrei-
tet, als könnte es einen „gerechten
Tausch“ zwischen Lohnarbeit und Kapi-
tal geben und andererseits der wirkliche
Zusammenhang zwischen der Armut und
dem enormen gesellschaftlichen Reich-
tum verschleiert.

Auf diese analytischen Schwächen
folgt ein abstraktes Bekenntnis zum Zu-
rückdrängen der Kapitaldominanz, ohne
wirkliche Schritte zur Beschneidung
leistungsloser Einkommen oder der Be-
grenzung der Finanz- und Vermögens-
wirtschaft vorzuschlagen. Die kapitalis-
tische Ökonomie basiert seit je her auf der
Steuerung durch den Profit. Die in der
Folge von der Weltwirtschaftskrise Ende
der Zwanziger Jahre, dem Faschismus
und der Systemkonfrontation durchge-
setzte Einschränkung der Profitsteue-
rung in dem System der gemischten Wirt-
schaft wurde durch die neoliberale Poli-
tik zerstört und eine Verselbständigung
der Finanz- und Vermögensmärkte er-
möglicht. Das wachsende Gewicht der
Vermögens- und Kapitaleinkommen ver-
ändert die Struktur der Unternehmen
und zerstört die sozialstaatlichen Rege-
lungen sozialer Sicherheit.

Die Autoren betreiben die Ausein-
andersetzung um das Eigentum rück-
wärtsgerichtet, als Abgrenzung vom ma-
roden Wirtschaftssystem der DDR und
der Stellung zu Klein- und Mittelunter-
nehmen, statt seiner gesellschaftlichen
Rolle. Dass Eigentum gleichzeitig das
Hindernis für die Vergesellschaftung der
Verfügung ist, dass Eigentum heute auch
als Eigentum an Wissen und patentierten
Genen auftritt, dass sich die gesamte Ge-
sellschaftspolitik im an den Interessen
der Vermögenseigentümer ausrichtet und
damit seine zerstörerische Wirkung ver-
stärkt wird, damit setzen sie sich nicht
auseinander. Die Autoren loben das Ge-
winninteresse des Unternehmertums für

Effizienz und Innovation, ohne zu akzep-
tieren, dass sich dieses Interesse durch
Ausbeutung und maßlose Verschwen-
dung verwirklicht. Sie können den
Widerspruch zwischen scheinbar guten
und offensichtlich schlechten Profiten
nicht lösen und verlagern die Lösung des-
halb in die Politik und die Definition all-
gemeiner Freiheitsrechte. Sie entziehen
sich der Einsicht, dass ihre sogenannten
Freiheitsgüter voraussetzen, dass die be-
reits unter kapitalistischen Bedingungen
vergesellschafteten Menschen zunächst
ihren Stoffwechsel mit der Natur ratio-
nal regeln müssen, und dies mit dem ge-

ringsten Kraftaufwand und unter den der
menschlichen und der äußeren Natur
würdigsten Bedingungen. Wie dies ge-
schehen kann, wie die menschliche Ar-
beit von Entfremdung und Ausbeutung
befreit werden soll, ohne gleichzeitig die
unternehmerische Freiheit einzugrenzen,
das sagen sie nicht.

Der Entwurf von Wolf u.a. hält sich
über weite Teile bei der empirischen Be-
schreibung des gegenwärtigen Kapita-
lismus auf, ohne seine veränderten Wir-
kungsmechanismen zu benennen. Die
neuen Entwicklungen werden überwie-
gend nicht als ökonomische und soziale
Umbrüche, sondern als willentlicher
Strategiewechsel personifizierter Kapi-
talgruppen untersucht. Dabei gehen die
inneren Widersprüche dieser Entwick-
lung ebenso verloren, wie die veränder-
ten Interessenstrukturen in den entwi-
ckelten Gesellschaften. Wer das Neue in
dieser Entwicklung nicht benennt, kann
aber auch keine neuen Schlussfolgerun-
gen ziehen.

Zweites Beispiel: Grundrechte

Sozialismus muss demokratisch sein

oder er ist kein Sozialismus.Wir stimmen
dem Entwurf von Brie/Brie/Klein zu: Es
darf kein Zurück hinter die Institutionen
der bürgerlichen Demokratie (Gewalten-
teilung, individuelle Freiheitsrechte,
Rechtsstaatlichkeit, politische Plura-
lität) geben.

Wir wollen aber darüber hinaus eine
umfassende Demokratisierung der Ge-
sellschaft. Dies schließt auch Bereiche
ein, die von den Institutionen der bür-
gerlichen Demokratie nicht umfasst sind
(Wirtschaft, Medien).

Der Zustand der benannten Institu-
tionen der bürgerlichen Demokratie ist

ein besorgniserregender. Indivi-
duelle und kollektive Freiheits-
und Teilhaberechte werden suk-
zessive eingeschränkt und abge-
schafft, Meinungsfreiheit durch
die Konzentration privater
Massenmedien eingeschränkt.
Die Menschen fühlen sich eher
ohnmächtig, angesichts der Tat-
sache, dass große Interessenver-
bände und finanzstarke Geldge-
ber neben den Massenmedien
beträchtlichen Einfluss auf die
Willensbildung ausüben. Doch
nicht eine Negierung dieser In-
stitutionen, wie sie im Entwurf
von W.Wolf u.a.angelegt ist,son-
dern ein Eintreten für ihre de-
mokratische Weiterentwicklung
ist eine sozialistische Antwort.

Gesellschaftliche Hand-
lungsfähigkeit ist Vorausset-
zung für solidarische Individu-
alitätsentfaltung. Soziale Ge-
rechtigkeit ist dabei kein Hin-
dernis, sondern grundlegende
Bedingung. Es geht deshalb um
die Schaffung von Bedingun-
gen, in denen eine solidarische
Individualitätsentfaltung mög-

lich ist. Eine Gesellschaft, in der „Frei-
heit“ des Einzelnen möglich ist, ohne da-
bei die Würde des Menschen zu verletzen.
In einer Gesellschaft, in der Menschen ih-
re Individualität solidarisch entfalten
können und kollektiven Interessen nicht
die Interessen des/der Einzelnen bestim-
men, kann der Mensch tatsächlich von
der Ausbeutung durch den Menschen be-
freit sein.

Während im Entwurf von W. Wolf u.a.
dieser Aspekt kaum Erwähnung findet
und im Teil III (der laut Vorwort konkre-
tisiert, was unter demokratischem Sozi-
alismus zu verstehen ist) auf solidarische
Individualitätsentfaltung überhaupt
nicht eingegangen wird, damit also für
sozialistische Politik und demokrati-
schen Sozialismus eine untergeordnete
Rolle spielt, formulieren Brie/Brie/Klein
im Punkt Frieden und Gewaltfreiheit
(III.2.):„Der Schutz gegen kriminelle Ge-
walt ist ein Grundrecht, das der Staat für
jede und jeden zu gewährleisten hat.“
Grundrechte begründen in der Regel
Rechte gegenüber dem Staat. Durch ein
Grundrecht auf Sicherheit wird das
Selbstverständnis der Grundrechte kon-

Manche meinen, ein großer Häuptling könne alles

richten…
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terkariert und die Autoren führen ihren
eigenen Ansatz ad absurdum.Ein Grund-
recht auf Sicherheit würde die Dominanz
kollektiver (Sicherheits-)Interessen über
solidarische Individualitätsentfaltung
und demokratische Rechte, damit deren
beliebige Einschränkbarkeit, bedeuten.

Drittes Beispiel: Europa, Internationa-

lismus und Friedenspolitik

In den Entwürfen von Brie-Klein und von
Wolf u.a. kommt Europa und insbeson-
dere die EU fast ausschließlich in Form
von Bedrohungsszenarien vor. Dieser
Geist der Abwehr durchzieht beide Ent-
würfe gleichermaßen.
Chancen für die
Wiedergewinnung
politischer Hand-
lungsspielräume
durch die Einbezie-
hung der europäi-
schen Dimension in
sozialistische Politik
werden systematisch
ausgeblendet. Des-
halb kann auch kei-
ner der beiden Ent-
würfe aus europapo-
litischer Sicht
Grundlage für eine
neues PDS-Partei-
programm sein. Dies
würde die PDS um
Jahre zurückwerfen auf ihrem Weg eine
europäische sozialistische Partei sein zu
wollen.

Perspektiven zur Europäischen Union
aus Sicht der PDS sucht man in beiden
Entwürfen nahezu vergeblich. Während
sich im Brie-Klein-Entwurf selbst Be-
griffe wie Verfassung, Grundrechtechar-
ta oder Konvent nicht finden lassen,heißt
es im Entwurf von Wolf u.a.: nur lapidar:
„Eine EU-Verfassung, die von der EU-
Bevölkerung zu legitimieren wäre, ist
nicht vorgesehen.“

Als Antwort auf die Globalisierung
von Märkten, Handel und Finanzen muss
die Linke Europa als Chance begreifen
Gestaltungs- und Handlungsfähigkeit
auf europäischer und nationaler Ebene
zurückzugewinnen.

Eine moderne linke Partei kann sich
nur einer sozialistischen europäischen
Perspektive verschreiben, ohne die im
Nationalstaat erkämpften Sozialstan-
dards aufzugeben. Schon jetzt wird ein
großer Teil der politischen und ökonomi-
schen Entscheidungen in Brüssel gefällt.
Aufgabe der PDS muss es sein, eine eu-
ropäische sozialistische Kraft mitzuent-
wickeln helfen, die zusammen mit außer-
parlamentarischen Bewegungen darauf
abzielt, dem europäischen Integrations-
prozess, anders als bisher, eine soziale
und ökologische Entwicklungsrichtung
zu geben. Nicht einmal der Ansatz eines
Alternativentwurfs für eine soziales Eu-
ropa,die Schaffung einer Sozial- und Be-
schäftigungsunion, als zentraler strate-
gischer Aufgabenstellung einer sozialis-
tischen Partei, wie der PDS, wird in bei-

den Entwürfen erörtert.
Internationalismus, ein in der linken

Bewegung und für die Linke unerläss-
licher Bezugspunkt politischen Handelns
wird in beiden Entwürfen nicht ange-
sprochen bzw. bleibt merkwürdig unter-
belichtet.Perspektiven,wie etwa der u.E.
dringend notwendige Aufbau einer Eu-
ropäischen Linkspartei oder der Aufbau
neuer globaler Aktions- und Diskus-
sionsstrukturen der Linken bleiben au-
ßen vor. Weder der bloße Verweis auf ein
„Europa von unten“, noch auf die blei-
bende Bedeutung von Nationalstaaten
bieten hier wegweisende Überlegungen.

Die PDS muss Antikriegspartei blei-
ben, darin sind sich beide Entwürfe ei-
nig. Die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner weisen jedoch den Versuch zu-
rück, mit dem neuen Grundsatzpro-
gramm den Münsteraner Beschlusses zu
UN-Kampfeinsätzen zu revidieren. Lei-
der wird im Brie-Klein-Entwurf nicht
deutlich, dass er das friedenspolitische
Profil auf Grundlage dieses Beschlusses
weiterzuentwickeln gedenkt.

Viertes Beispiel: Politik der neuen Mitte

Ein zeitgemäßer Programmentwurf muss
sich angesichts der Diskussion über die
eingeschränkte Handlungsfähigkeit von
Nationalstaaten und Gewerkschaften er-
stens kritisch mit dieser Debatte befas-
sen und zweitens alternativen Steue-
rungsmöglichkeiten entwickeln. Beide
Entwürfe werden dieser Anforderung
nicht gerecht. Sie setzen sich auch nicht
mit den Strategien der „Neuen Mitte“,
auseinander, die unterstellen, „dass die
vollendete Internationalisierung der Ka-
pitalmärkte solchen Steuerungshoffun-
gen ein Ende gesetzt,“ (Fritz Scharpf)
hat. Nach dem die neoliberale Offensive
den Umbau vom „Sozialstaat“ zum „na-
tionalen Wettbewerbsstaat“ betrieben
hat, konfrontiert uns die „neue Sozialde-
mokratie“ heute mit einem weichen Neo-
liberalismus, der die marktradikale
Standortpolitik mit neuen sozialpoliti-
schen Integrationsmechanismen verbin-
det. So schreibt Scharpf: „Im Prinzip
können wir uns auch weiterhin soviel So-
zialpolitik und Umweltschutz leisten,
wie wir als Arbeiternehmer und Verbrau-

cher zu bezahlen bereit sind – wir müs-
sen nur die Illusion aufgeben, dies könn-
te sozusagen kostenlos durch die Belas-
tung der Wirtschaft zu haben sein.“ 

Der Entwurf von Wolf u.a. setzt sich
mit dieser Entwicklung erst gar nicht
auseinander. Im Brie-Klein-Entwurf
sind die Aussagen unzureichend. Die Au-
toren stellen zwar fest, das dieses Projekt
unvereinbar sei mit der Durchsetzung der
sozialen, politischen und kulturellen
Rechte der Menschen und unfähig die
Probleme zu lösen. Aber sie arbeiten we-
der die Rolle von Regierungen und Na-
tionalstaaten in diesem Prozess heraus,

noch entwickeln sie
strukturelle Reformvor-
schläge für eine koope-
rative Globalisierung.
Statt dessen geht das
Brie-Klein-Brie Papier
der Strategie der „Neu-
en Mitte“ auf den Leim
und formuliert: „Das po-
litische Projekt der Neu-
en Mitte“ bietet aber
auch neue Formen sozia-
ler Integration an. Im
Unterschied zum klassi-
schen Neoliberalismus
erkennt es die Legiti-
mität der Vertretung so-
zialer Interessen gegen-
über dem Kapital an.“

Genau das tut es nicht. Der Wettbe-
werbskorporatismus kündigt den sozia-
len Konsens und die Sozialpartnerschaft
auf um die sozialen, ökologischen, ent-
wicklungspolitischen oder demokrati-
scher Interessen der Wettbewerbsfähig-
keit unterzuordnen.

Die Einbeziehung von Organisationen
der Zivilgesellschaft durch die neue Mit-
te, die sich sicherlich von der Konfronta-
tionsstrategie von Kohl unterscheidet,
wird unter der Zielsetzung des Wettbe-
werbskorporatismus betrieben. Dies
wird international im „global governan-
ce“ Konzept und national in den vielen
Konsensrunden deutlich. Während die
Gewerkschaften die sozialen Folgen der
neoliberalen Deregulierung abzupuffern
haben, werden NGOs und Bewegungen
als Integrationspotenzial instrumentali-
siert.

Die Kritik des Wettbewerbskorpora-
tismus und Alternativen dazu sind für die
PDS um so wichtiger, je mehr er sich als
mehrheitsfähige Entwicklungsvariante
des europäischen Kapitalismus etabliert.

Im Brie-Klein-Entwurf führt der An-
satz dann zur Strategie der Veränderung
durch Kooperation und Regierungsbetei-
ligung, bis dahin, dass Veränderung und
Reformen aus dem Osten kommen.

Nicht, dass wir grundsätzlich gegen
Regierungsbeteiligung und Kooperation,
sowie Beteiligungsrechte für Kräfte der
Zivilgesellschaft wären, aber sie müssen
daran gemessen werden, ob sie die Hand-
lungsmöglichkeit der Bewegungen erhö-
hen und Alternativen zum Wettbewerbs-
korporatismus zulassen. •

… und Andere hätten’s gerne einstimmig.
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Linke Schule
Sommer 2001
Die Linke Schule findet seit 1992 zweimal
jährlich, im Winter und im Sommer, mit drei
Kursangeboten statt.

AG Wirtschaft
Der Kurs Wirtschaft wird sich diesmal
auf die Frage konzentrieren, welche
Widersprüche und Gegenbewegungen
der Anspruch des Kapitals auf gesell-
schaftliche Dominanz hervorbringt.

In der neuen sozialistischen Diskus-
sion geht man davon aus, dass sich Pro-
duktionsverhältnisse entwickeln, die
durch ein Nebeneinander verschiedener
Eigentumsformen gekennzeichnet sind.
Die politische Ordnung der BRD setzt die
Dominanz, die Vorherrschaft des kapita-
listischen Eigentums in diesem Neben-
einander. Sozialistische Wirtschaftspoli-
tik kämpft um die Entwicklungschancen
für genossenschaftliches, kommunales,
öffentlich-rechtliches Eigentum. Dabei
eignen sich zu einem gegebenen Zeit-
punkt nicht alle Eigentumsformen gleich
gut für alle wirtschaftlichen Aufgaben.
Wo sich Genossenschaften entwickeln
können, was zur kommunalen Wirtschaft
passt,wofür öffentlich rechtliche Institu-
tionen geschaffen werden müssen und
was die staatlichen Instanzen leisten
müssen, ist Gegenstand von scharf und
erbittert geführten Diskussionen und po-
litischen Kämpfen (Beispiel: Privatisie-
rung). Wie weit in solchen Diskussionen
und Kämpfen die politische Linke ihre
Argumentation auch dehnt und streckt,
es bleibt sicher, dass für geraume, ganze
Generationen von Arbeitsleben übergrei-
fende Zeit ein bedeutender Teil der Wirt-
schaftsgüter als Produktion „für den
Markt“ und „durch Unternehmen“ statt-
finden wird. Sobald sich sozialistische
Politik von der Vorstellung löst,die Markt
und Kapitalverhältnisse gleichsam mit
einem (politischen) Streich in irgendwie
planwirtschaftlich vergesellschaftete
umwandeln zu können, wird die Ausein-
andersetzung mit der „Dominanz“ hart
und dringlich.

In diesem Sommerkurs wollen wir uns
deswegen mit der Frage beschäftigen,wie
die Kapitalwirtschaft,wie das Unterneh-
mertum seinen Anspruch auf Dominanz
begründet und verteidigt und was die da-
durch in Anspruch Genommenen,die Ge-
sellschaft und die Belegschaften, dage-
gen setzen.

1. Teil: 

• Das bürgerliche Eigentum, die bürger-
liche Freiheit, die Freiheit des Unterneh-
mers. Klassische Textauszüge von Kant
bis Schumpeter. • Sicherheit des Welt-
handels,der Ölversorgung,des freien Wa-
ren- und Güterverkehrs usw.; der Herr-

im-Haus-Standpunkt und das Direk-
tionsrecht. Gesellschaftliche Arbeitstei-
lung und vergesellschafteter Arbeitspro-
zess. Die Tendenz zur Despotie. Aktuelle
Forderungen der Wirtschaft.

2. Teil: 

• Die Entfremdung durch die Arbeitstei-
lung, im Arbeitsprozess und durch die
Verteilung der Produkte. Die strukturie-
rende Macht des Kapitals auf Bildung
und Erziehung. Die Kapitalform des Be-
rufsgeschicks.Textauszüge von Marx bis
Bourdieu. • Kritik, Widerstand und Re-
formbestrebungen der Arbeitsbewegung.
Mitbestimmung durch Repräsentations-
organe. Chancen und Grenzen. Auszüge
aus gewerkschaftlichen Begründungen
für die Mitbestimmung in der Zeit nach
dem 2. Weltkrieg in der BRD.

3. Teil: 

Neuere Entwicklungen im Arbeitspro-
zess: 

• Die Investition des Unternehmens
als gesellschaftlicher Akt. Inanspruch-
nahme öffentlicher Vorleistungen und
vergesellschafteten Kredits sowie Ver-
brauch und Vernichtung freier Güter
(Ökologie) legitimieren Gegenbewegun-
gen.

• „.. genügt ein Geist für tausend Hän-
de“ – Das war (vielleicht) einmal. Die
Entwicklung des Arbeitsprozesses
sprengt die Grenzen des Unternehmer-
kopfes. Das Direktionssystem wird un-
praktisch. Forderungen nach innerbe-
trieblicher Mitbestimmung und nach Ver-
bindung von Arbeiten und Lernen.

• Lohnabhängigkeit und Reproduk-
tion. Lebensqualität ergibt sich aus der
Gewährleistung geeigneter, durch demo-
kratische Prozesse strukturierter Vor-
und Gemeinschaftsleistungen und dem
Einkommen aus Lohnarbeit. Bedeutung
des Kampfes um tarifliche Löhne und
Gehälter.

Die Kursplanung greift zum Teil auf
Gegenstände zurück, die uns in den letz-
ten Jahren schon beschäftigt haben, an-
derseits fehlen noch Textvorschläge aus
dem gewerkschaftlichen Argumentszu-
sammenhang. Wer Vorschläge hat, richte
sie bitte an: 
eMail: martin.fochler@gnn-verlage.de,
Fax: 0711 / 62 15 32. Postadresse: GNN-
Verlag, Stubaier Str. 2, 70327 Stuttgart

Für den Vorbereitungskreis: Martin
Fochler

AG Geschichte: 
Zur Einheitsfrontpolitik der KPD
In drei Schwerpunktblöcken soll der Be-
reich gemeinsam von den Seminarteil-
nehmer erarbeitet werden:

1. Kommunistisches Selbstverständnis

Studium der Dokumente, die im Winter-
kurs nicht mehr behandelt werden konn-
ten, also die 21 Aufnahmebedingungen
für eine KomIntern-Mitgliedschaft und
die Leitsätze über die Rolle der Kommu-
nistischen Partei. Dies ist wichtig, um
einerseits den Ursachen für dieses
Selbstverständnis nachzugehen und um
andererseits die sich aus diesem Selbst-
verständnis ergebenden Konsequenzen
für die praktische Politik nachzuvollzie-
hen.

2. Einheitsfrontpolitik 1921/22

Hier wäre zunächst der Offene Brief vom
8.1.21 der VKPD. Als weiteres Dokument
wäre das Protokoll über Beratung der 3
Internationalen im Januar 1922 in Ber-
lin.

3. Die „Antifaschistische Aktion“ 1932

Hier haben wir als Quellen die Chronik
der „Antifaschistischen Aktion“, hinzu
würde noch eine Quellensammlung in di-
rektem Bezug aus Thüringen kommen.
Und wir hätten „Ernst Thälmanns Ant-
wort auf 21 Fragen von SPD-Arbeitern.
Wie schaffen wir die rote Einheitsfront?“.
Für die Vorbereitungsgruppe Hardy Voll-
mer

AG Philosophie
Dominierende Richtungen in der
Wissenschaftstheorie: Pragma-
tismus und (Neo-)Positivismus
Der Winterkurs Philosophie hatte sich
mit Fragestellungen rund um die „Künst-
liche Intelligenz“ befasst. Dabei hatten
wir feststellen müssen,dass zwischen Be-
fürwortern ungehemmter Entwicklung
„künstlicher Intelligenz“ und ihren Kri-
tikern nahezu unüberbrückbare Gräben
zu existieren scheinen, weil ganz unter-
schiedliche Gesichtspunkte eine Rolle
spielen und die jeweiligen Argumente be-
stimmen. Uns schien es deshalb sinnvoll,
uns ausführlich mit den wissenschafts-
theoretischen Grundlagen des Weltbildes
und der Methoden der Naturwissen-

Wann?
Donnerstag, 2. August, Beginn der
Kurse 14.00 Uhr, bis maximal Sonn-
tag, 5. August, mittags

Wo?
Jugendwohnheim Juventas, Gün-
therstr. 26-27, 99706 Sondershausen,
Tel. (0 36 32) 78 22 59
Übernachtung/Tag: Doppelzimmer
Gästebereich 30 DM; Einzelzimmer
Gästebereich 40 DM; Doppelzimmer
Azubibereich: 25 DM.Vollverpflegung
inkl. Kaffee: 34,50 DM/Tag

Anmeldung 
(möglichst bald und verbindlich) bei:
Christiane Schneider, c/o GNN-Ver-
lag, Neuer Kamp 25, 20359 Hamburg,
Tel.040-43188820,Fax: 040-43188821,
E-mail: gnn-hhsh@hansenet.de
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Comrades – Bericht
eines US-Interbrigadis-
ten im spanischen
Bürgerkrieg
Harry Fisher ist heute über neunzig Jah-
re alt. Er ist einer der wenigen noch le-
benden amerikanischen Spanienkämp-
fer und hat einen beeindruckenden,
schnörkellosen, realistischen Bericht
über seine Erlebnisse als US-Interbriga-
dist im Kampf für die spa-
nische Republik geschrie-
ben. Für den deutschspra-
chigen Raum schließt sich
damit eine Lücke,war doch
bisher über den Einsatz der
rund 3000 US-Interbriga-
disten die in der „Lin-
coln“- und „Washington-
Brigade“ für das republi-
kanische Spanien gegen
den Putsch der Franco-Fa-
schisten kämpften,nur we-
nig bekannt. Harry Fisher
war in seinem über 19 Mo-
nate dauernden Einsatz in der „Lincoln-
Brigade“, als Soldat und Fernmelder an
verschiedenen Fronten des spanischen
Krieges eingesetzt und hat die fürchter-
lichen Abwehrschlachten und das Kämp-
fen und Sterben gegen die von Hitler und
Mussolini unterstützte überlegene fa-
schistische Militärmaschine miterlebt.
Seine Darstellung ist packend und rea-
listisch und aus der Sicht des persön-
lichen Empfindens einfühlsam und ohne
falsches Pathos. Im Mittelpunkt seiner
Erzählungen stehen daher auch die Ge-
fühle und Ängste in den Kämpfen und die
Beziehungen innerhalb der militärischen
Einheiten, in denen übrigens erstmals als
Zeichen des Antirassismus weiße und
schwarze Amerikanern gleichberechtigt
nebeneinander kämpften.

Harry Fisher war als ein Kind der Ar-
beiterklasse der USA in den 20er Jahren
in der Gewerkschaftsbewegung der
Kaufhäuser und der Young Communist
League (YCL) großgeworden. Er hat die
große Depression 1929 als Angestellter in
einem New Yorker Damenbekleidungs-
geschäft miterlebt, an den Streiks teilge-
nommen und versucht sich nach seiner
Entlassung mit seinen Genossen der YCL
durchzuschlagen.Nach dem Besuch eines
Arbeiter-Colleges versuchte er zwischen
New York und Chicago Arbeit zu finden,
meist vergeblich. Harry Fisher schildert
diese Zeit nach der Weltwirtschaftkrise
als Massenentlassungen,Arbeitslosende-
monstrationen und Gewerkschafts-
kämpfe an der Tagesordnung waren. Die
fehlende Perspektive und sein Engage-
ment in der Antirassismus– und Anti-
kriegsbewegung ließen dann seinen Ent-
schluss reifen,nach Spanien zu gehen,um
mit anderen Antifaschisten aus vielen
Ländern zu versuchen, die Zerschlagung
der spanischen Republik zu verhindern.

Wie viele andere sah er den Versuch Fran-
cos mit Hilfe Hitlers und Mussolinis an
die Macht zu kommen, als ein Fanal einer
aufkommenden faschistischen Kriegs-
und Expansionspolitik.Nach einer aben-
teuerlichen Reise nach Spanien im Früh-
jahr 1937, einer kurzen Ausbildung im
Lager der Internationalen Brigaden in
Figueras kämpfte er in Jarama, Brunete,
Albares, Belchite,Teruel und am Ebro 19
Monate als „Loyalist“ zusammen mit an-
deren Amerikanern schwarzer und wei-
ßer Hautfarbe aus den verschiedenen Tei-
len der us-amerikanischen Arbeiterbe-

wegung, von Kommunisten,
Sozialisten bis zu Anarchisten
und Gewerkschaftern. In den
Schlachten machte sich die
materialmäßige Überlegenheit
der Franco-Truppen, die mit
Artillerie,Waffen und Flugzeu-
gen aus Deutschland und Trup-
pen aus Italien versorgt wur-
den, immer mehr bemerkbar.
Die loyalen spanischen Trup-
pen und die Interbrigaden hin-
gegen mussten mit veraltetem
Material operieren, und hatten
immense Verluste zu verzeich-

nen. Oft wurden gerade die Interbriga-
den, die an kritischen Frontabschnitten
eingesetzt wurden, bis auf wenige Über-
lebende aufgerieben. So ist die Ge-
schichte der Internationalen Brigaden
nicht nur eine Geschichte der internatio-
nalen Solidarität, sondern auch eine Ge-
schichte tausender getöteter und ver-
wundeter Kämpfer. Harry Fisher wurde
nach der Ebro-Schlacht als einer der er-
sten sieben US-Amerikaner nach 19 Mo-
naten im September 1938 in die USA zu-
rückgeschickt, um über die Ereignisse in
Spanien in Versammlungen und der Ar-
beiterpresse zu berichten. Auf der Rück-
fahrt mit dem Schiff wurde ihm und den
anderen der Reisepass vom US-Geheim-
dienst abgenommen.Er sollte erst 50 Jah-
re später wieder einen neuen ausgestellt
bekommen.Nach dem zweiten Weltkrieg,
den er als Bordschütze auf einem B-26
Bomber mitgemacht hat, unterlag er –
wie alle Spanienkämpfer in der McCar-
thy-Ära – der besonderen Schikane des
FBI. Harry Fisher hat trotzdem immer
weiter für seine Ideale gekämpft. Er war
so sehr beschäftigt mit seiner politischen
Arbeit, dass er erst im Alter, nach langem
Ansporn durch seine Familie, sich die
Zeit zum Schreiben dieses Buches ge-
nommen hat. Wer sich über die Rolle der
US-Amerikaner innerhalb der Interbri-
gaden informieren will, kommt daran
nicht vorbei. Das Vorwort zum Buch hat
Pete Seeger geschrieben. Im Buch findet
sich ein Bildteil der „Lincolns“ und am
Ende gibt es einen Anmerkungsteil mit
genaueren Erläuterungen und für san-
gesfrohe Linke eine Zusammenfassung
von Songs der Interbrigaden in Spanisch,
Englisch und Deutsch. (arb)
Harry Fisher, Comrades, Pahl-Rugenstein
Verlag, Bibliothek des Widerstandes, DM 36,
ISBN 3-89144-284-X

schaften zu befassen, auch weil wir die
Auseinandersetzung mit bestimmten
Forschungsrichtungen, der „künstlichen
Intelligenz“ wie auch der Genforschung,
fortsetzen wollen.

Konkret wollen wir uns im Sommer
mit solchen philosophischen Strömun-
gen wie dem Pragmatismus und dem
(Neo-)Positivismus auseinandersetzen,
d.h. sog. realistischen Erkenntnistheo-
rien, die nicht nur, aber insbesondere in
den angelsächsischen und skandinavi-
schen Ländern dominieren.

Nicht nur die kritische Theorie hat sich
mit diesen beiden Strömungen heftige
Auseinandersetzungen geliefert (so
Adorno/Horkheimer, Dialektik der Auf-
klärung; Horkheimer, Kritik der instru-
mentellen Vernunft). Allgemein gilt der
„gesunde Menschenverstand“,der insbe-
sondere im Pragmatismus zur Philoso-
phie erhoben wurde, in Deutschland als
direkt verächtlich.

Fragestellungen unseres Kurses sind
u.a.: Was ist der „gesunde Menschenver-
stand“? Was leistet er? – Obwohl z.B.
Adorno/Horkheimer die Reduktion der
Vernunft auf zweckrationales Handeln
als eine der Bedingungen des Faschismus
kritisieren, darf nicht übersehen werden,
dass die Länder, in denen diese Auffas-
sung die herrschende ist, maßgeblichen
Anteil an der Niederschlagung des deut-
schen Faschismus hatten. – Wie weit
reicht er? – Einerseits greifen Pragma-
tismus und Neopositivismus Ideologie
und Metaphysik frontal an, andererseits
existieren sie durchaus in friedlicher
Koexistenz mit z.B. fundamentalem reli-
giösen Glauben. – Warum bleiben die ge-
sellschaftlichen Wirkungszusammen-
hänge für philosophische Wissenschafts-
theorien, die sich an den Naturwissen-
schaften orientieren, sozusagen hinter
dem Vorhang? 

Texte sind bisher vorgesehen von Ch.S.
Peirce,W. James, J. Dewey, B. Russell. Für
weitere Hinweise, z.B. auf geeignete
Schriften von Popper, sind wir dankbar.
Wie immer liegen die Texte bei Kursbe-
ginn als Kopien vor.Christiane Schneider
Vorschläge bitte an: Christiane Schnei-
der, c/o GNN-Verlag, Tel. (0 40) 43 18 88
20, Fax (0 40) 43 18 88 21, E-Mail: ghh-
hhsh@hansenet.de

Einladung zur öffentlichen Mit-
gliederversammlung der ArGe
Tagesordnungsvorschlag

1. Programmdiskussion der PDS
2.Verschiedenes

Die Mitgliederversammlung findet
statt am
Freitag, den 3, August 2001, 19.00
Uhr
Jugendwohnheim Juventas, Gün-
therstr. 26-27
99706 Sondershausen (Thüringen)



Der Ad-hoc-Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien – Das UN-Tribunal im Schatten der 
internationalen Intervention. Von Jule Gilles.

36 Seiten, DIN A5. 2.20 DM. Erscheint als Heft Nr. 1. der Reihe
Neue Kritik aus Schule und Hochschule Juli 2001. Herausgege-
ben vom Kurt Eisner Verein für politische Bildung in Bayern e.V.
in Zusammenarbeit mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung e.V. Co-
pyright bei der Autorin. Erscheint im GNN-Verlag Süd GmbH,
Stuttgart und München.

Die Reihe

Mit dieser Reihe bietet der Kurt-Eisner-Verein für politische Bil-
dung in Bayern e.V. eine Möglichkeit, Arbeiten zu veröffent-
lichen, die im Zusammenhang der Schul-, Studien- oder Be-
rufsausbildung, in der Gewerkschaftsjugend oder einem selbst-
organisierten Arbeitskreis entstanden sind. Die bearbeiteten

Themen sollten allgemein
interessante Probleme be-
handeln, die im weiten Sinn
politische Relevanz besitzen.

Mit der Veröffentlichung
in dieser Reihe erhalten die
Autorinnen und Autoren die
Chance, ihre oft aufwendig
recherchierten Positionen ei-
nem breiteren Kreis vorzule-
gen. Für die Leserinnen und
Leser werden kritische An-
strengungen, die sich für
emanzipative Ziele einset-
zen, nutzbar gemacht.

So verschwinden Arbeiten
nicht einfach in der Schubla-
de, sondern erfahren die Kri-
tik und Würdigung von Inter-

essierten, die im Ausbildungsbetrieb leider nicht immer selbst-
verständlich ist.

Zum Inhalt der vorliegenden Ausgabe

Die Arbeit basiert auf eine Seminararbeit im Rahmen der LMU.
In ihrer fundierten und sorgfältig belegten Kritik an den zwei-
felhaften Umständen der Einsetzung dieses Gerichtshofes hält
die Autorin den Gedanken fest, dass das humanitäre Völkerrecht
eine Errungenschaft darstelle, die internationale Pflege verdie-
ne. In der juristischen Aufarbeitung von Kriegsgeschehen liege
auch eine Chance, kleinlich und mühselig könne so – von An-
klage und Verteidigung – zusammengetragen werden, was vor-
gefallen ist.

Allerdings müsse, beispielsweise im Fall Jugoslawien, dafür
gesorgt sein, dass auf die Interventionsmächte Druck ausgeübt
wird, über von ihnen ausgelöste oder in Kauf genommene Ent-
wicklungen, ganz zu schweigen von durch sie begangene Taten,
Rechenschaft abzulegen. Das sei bereits einmal, anlässlich ein-
gehender Anzeigen gegen die NATO 1999, versäumt worden, als
ausschließliche Grundlage der Ermittlungseinstellung durch das
Tribunal die unbelegten Darstellungen der NATO selbst waren.
Voraussetzung dafür, dass so gewonnene Erkenntnisse abrufbar
und verarbeitbar sind, sei also, dass das Gericht von Den Haag
eine kritische Öffentlichkeit vorfinde, da solch ein Organ sonst
durchaus Gefahr laufe, ein Erfüllungsgehilfe zu sein.

Bezug:

Kurt Eisner Verein für politische Bildung in Bayern e.V.; Ju-
dengasse 56, 96540 Coburg
Tel: 09561/511294, Fax: 09561/511222, eMail: kev@kurt-eisner-
verein.de
GNN-Verlag Büro München; Schwanthalerstrasse 139 RGb,
80339 München; Tel./Fax: 089/5028112
Schutzgebühr: DM 2,20 (1,10 Euro) zzgl. 1,10 DM Porto in Brief-
marken beilegen. Ab 10 Stück DM 1,80 (0,90 Euro) pro Exem-
plar gegen Rechnung.
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Verlagsanküngigung

Samstag, 7. Juli, Fulda: Arbeitsausschuss des Forums kommunistischer Ar-
beitsgemeinschaften und Redaktion Politische Berichte tagen. Tagesord-
nung: 1. Programmdiskussion der PDS: Zum Begriff der Freiheit; die Kom-
mune als programmatischer Ansatz in der Diskussion; Ein, zwei, drei Pro-
grammentwürfe und jetzt noch ein Leitantrag? Wie weiter mit der Diskus-
sion? 2. Setkani. 3. Schwerpunktsetzung des Forums im kommenden Jahr.
4.Verschiedenes. Ort: Hbf Fulda, Besprechungsraum 13, Zeit: ab 11.30 Uhr

11. Juli, Berlin: Wie sehen die Gewerkschaften der Zukunft aus? 16.00 Uhr,
OSI-Hörsaal A, Ihnestr. 21, U-Bhf.Thielplatz.Veranstaltung mit Peter Grot-
tian, Politikwissenschaft, FU, und Frank Bsirske, ver.di-Vorsitzender, im
Rahmen der Interdisziplinären Ringvorlesung „Große Freiheit in der neu-
en Arbeitswelt? Die Zukunft kollektiver Interessenvertretung im Zeitalter
der ,Neuen Ökonomie’“. Organisiert von der Kooperationsstelle FU-DGB,
Referat Weiterbildung FU Berlin, Arbeitsstelle Nationale und Internatio-
nale Gewerkschaftspolitik, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, LV
Berlin.

14. Juli, Stuttgart: Plenum des Friedensnetzes BaWü, 14 Uhr, Café Merlin,
Auguststr.72.Kontakt: Friedensnetz Baden-Württemberg,Rosenbergstr.45,
70176 Stuttgart,Tel.: 0711/6368240,Fax: 0711/6369009.E-Mail: buero@frie-
densnetz.de – Internet: http://www.friedensnetz.de

20.-22.7., Genua: G7/G8-Gipfel und Gegenaktionen. Offizielle Homepage:
http://www.palazzochigi.it/g8genova/logo.html) Tagungsort: Palazzo Du-
cale. Protestaktion fast aller größeren Netzwerke (It: Manitese [http://www.
manitese.it], Fr: Attac [http://www.attac.org], Dt. Attac Deutschland
[http://www.attac-netzwerk.de], …), geplant: (Groß)Demo (21.07. gegen
Rassismus und Migration), Kongress, kleinere Aktionen, Sa.: Großes Kon-
zert der (internat. und ital.) Erlassjahrkampagne; Infos des italienisches
Bündnis gegen den G7/G8 Gipfel [http://www.genoa-g8.org] (breites Bünd-
nis reicht von kirchlichen Gruppen bis zu den sog. „Autonomen“. Infos in
Deutsch: http://www.attac-netzwerk.de/aktionen/genua.html

2. bis 5. August: Linke Sommerschule in Sondershausen. Siehe unter Dis-
kussion und Dokumentation.

9. September: Kommunalwahlen und Wahl der Landräte, Oberbürgermeis-
ter und Bürgermeister in Niedersachsen

14./15. September, Frankfurt: Antifaschistischer Widerstand und gewerk-
schaftlicher Kampf. Gewerkschaftshaus Frankfurt a.M., Historisch-politi-
sche Tagung aus Anlass des 90. Geburtstages von Willy Schmidt, ehem. Ju-
gendfunktionär in Duisburg, Organisator der illegalen Arbeit an Rhein und
Ruhr, führendes Widerstandsmitglied im KZ Buchenwald, Metaller und
Zeitzeuge, u.a. mit: Jürgen Hinzer, Dieter Hooge, Reinhard Kühnl, Günter
Judick, Ulrich Schneider, Peter Scherer. Anmeldung erwünscht (bis 10.9.):
Horst Gobrecht, Jahnstr. 8, 65185 Wiesbaden, Fax: 0611/40 97 19

15./16.September,Berlin: Delegiertenkonferenz der Humanistischen Union,
Haus der Demokratie, Greifswalder Str. 4. Kontakt: Bundesgeschäftsstelle
der Humanistischen Union, Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin, Tel.:
030/204502-56, Fax: 030/20450257. E-Mail: hu@ipn-b.de – Internet:
http://www.humanistische-union.de

21.-23. September, Arnoldshain: Jahrestagung „Auf der Suche nach Ort und
Zeit menschenrechtlicher qualifizierter Politik“ des Komitees für Grund-
rechte und Demokratie, Ev. Akademie Arnoldshain. Kontakt: Komitee für
Grundrechte und Demokratie, Aquinostr. 7-11 (HH), 50670 Köln, Tel.:
0221/9726930, Fax: 0221/9726931. E-Mail: Grundrechtekomitee@t-onli-
ne.de Internet: http://www.grundrechtekomitee.de


